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Die institutionellen Grundlagen der
Sparkassenorganisation
Klaus Stern

Vor dem Hintergrund aktueller Herausfor-
derungen und Gefährdungen der Spar-
kassenorganisation untersucht der Verfas-
ser rechtliche und institutionelle Grundla-
gen des gewachsenen deutschen Spar-
kassenwesens. In dem Beitrag wird für ei-
ne Beibehaltung der öffentlich-rechtlichen
Strukturprinzipienplädiert: öffentlicher Auf-
trag, Anstaltsform, enge Verbindung zur
kommunalen Selbstverwaltung, Anstalts-
last, Gewährträgerhaftung, Regionalprin-
zip. Diese Prinzipien seien geeignet, sie
den von der Europäischen Kommission
und in einigen Ländern der Bundesrepu-
blik Deutschland in Gang gesetzten Ver-
änderungen entgegenzuhalten. Der Ver-
fasser schließt mit einem Appell an die
Sparkassen- und Kommunalen Spitzen-
verbände, an dem festzuhalten, „was in
guter Tradition begründet wurde”.

Der öffentliche Kommunalkredit 
im 19. und frühen 20. Jahrhundert 
in Deutschland
Berthold Grzywatz

Urbanisierung und Stadtentwicklung stell-
ten im 19. und 20. Jahrhundert erhebliche
Anforderungen an den deutschen Kapital-
markt. Die Städte mussten für den Aufbau
einer Finanzinfrastruktur und die Absiche-
rung der Kreditnachfrage sorgen. Das In-
teresse an einer eigenständigen Kreditor-
ganisation, welche die Abhängigkeit von
den Privatbanken abmilderte, führte zum
Auf- und Ausbau einer im nationalen Rah-
men arbeitenden Sparkassen- und Giro-
organisation. Da gleichzeitig auf provinzi-
eller und staatlicher Ebene ein Zusam-
menschluss der Landes- und Staatsban-
ken durchgesetzt wurde, konkurrierten in
den preußischen Provinzen und im Reich
vorübergehend zwei öffentlich-rechtliche
Bankorganisationen miteinander, deren
Kooperation aber bald durch staatliche In-
tervention erzwungen wurde. Die Zentra-
lisation des kommunalen Anleihewesens,
die erfolgreiche Durchsetzung der Sam-
mel- und Einheitsanleihe als effiziente For-
men der Gemeindeobligation sowie die
Einschränkung des Anleihemarktes konn-
ten jedoch nicht verhindern, dass sich die
Bankenkrise am Ende der Weimarer Re-
publik auch als eine Krise des Kommunal-
kredits darstellte.

Reform der Gewerbesteuer
Stefan Homburg

Die in Deutschland erhobene Gewerbe-
steuer wird seit langem kritisiert. Der Ver-
fasser zeigt, welchen Anforderungen eine
sachgerecht konzipierte kommunale Un-
ternehmenssteuer genügen muss und wa-
rum die Gewerbesteuer diese Anforderun-
gen nicht erfüllt. Bei der anschließenden
Überprüfung alternativer Modelle erweist
sich das System der Wertschöpfungs-
steuer als ebenso geeignet wie eine vom
Autor entwickelte Variante, bei der Kapital-
einkommen steuerfrei bleiben. Die Cash-
Flow-Steuer trifft nur ökonomische Rein-
gewinne und hat damit eine noch schma-
lere Bemessungsgrundlage als die Ge-
werbesteuer. Insbesondere unter dem Ge-
sichtspunkt der örtlichen Streuung ist die
Cash-Flow-Steuer als kommunale Unter-
nehmenssteuer ungeeignet. Der Beitrag
macht deutlich, dass jede Reform der Ge-
werbesteuer zeitgleich einer Reform des
kommunalen Finanzausgleichs bedarf.

Die Politik der großen Projekte – 
am Beispiel des Stadtentwicklungs-
gebiets Berlin-Adlershof
Hartmut Häußermann/Katja Simons

Vor dem Hintergrund des tiefgreifenden
sozio-ökonomischen Strukturwandels, 
öffentlicher Finanzknappheit sowie des
vielfach beklagten Verlustes politischer
Steuerungsmöglichkeiten wird durch Groß-
projekte wie die Entwicklungsmaßnahme
„Berlin-Adlershof” die Strategie verfolgt,
Handlungsfähigkeit in der Stadtentwick-
lungspolitik zurückzugewinnen. Die Stadt-
planer überlassen hierbei die Realisierung
der Bauvorhaben nicht mehr allein priva-
ten Investoren, sondern suchen selbst die
Kooperation mit Investoren und überneh-
men die Regie bei der Entwicklung ganzer
Stadtquartiere, die wie private Investiti-
onsprojekte finanziert werden sollen.
Großprojekte stellen jedoch sowohl hin-
sichtlich der Möglichkeiten politischer
Steuerung als auch mit Blick auf ihre Fi-
nanzierung eine riskante Strategie dar.
Denn wenn die Realisierung – wie im ge-
schilderten Fall – aufgrund veränderter
Rahmenbedingungen wie Bevölkerungs-
rückgang, Wachstumskrise und sinkende
Bodenpreise in eine kritische Situation
gerät, lassen sich die Konzepte nur
schwer anpassen und es entstehen hohe
finanzielle Risiken. Das Beispiel zeigt,
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dass eine Stadtentwicklungspolitik, die
den Markt für sich ausnutzen will, in Wi-
derspruch zu dem geraten kann, was po-
litisch verantwortet werden kann.

Landschaftliche Kulturpolitik in West-
falen zwischen Globalisierung und 
Regionalisierung
Karl Ditt

In dem Beitrag wird nach den Ursachen
für die andauernde, bis in die Gegenwart
reichende Kontinuität des Konzepts der
„Landschaftlichen Kulturpolitik” in West-
falen gefragt. Der von Vertretern des Pro-
vinzialverbandes Westfalen in den Anfän-
gen des Kaiserreichs entwickelte Entwurf
wurde Vorbild für die preußischen Provin-
zialverbände. Der Autor stellt den Wandel
der Programmatik dar und verfolgt den
Aufbau der entsprechenden Institutionen
und Organisationen bis zur Gegenwart.
Dabei orientierte sich die Programmatik
teils an den jeweiligen kulturellen Paradig-
men in den wechselnden politischen Sy-
stemen, teils an einem konstanten, in der
Bundesrepublik jedoch verblassenden or-
ganischen Verständnis westfälischer Kul-
tur. Über das gesamte 20. Jahrhundert
hinweg erfolgte der Aufbau eines intern
und extern miteinander verzahnten kultu-
rellen Institutionen- und Organisationssy-
stems, das der Erhaltung, Erforschung
und Darstellung der westfälischen Kultur
dienen sollte. Dieses bildet bis heute die
Grundlage für die Landschaftliche Kultur-
politik in Westfalen.

Städtische Umweltverschmutzung
durch Verkehrsemissionen in
Deutschland 1900 bis 1939
Elfi Bendikat

Das Wissen über den Zusammenhang von
Verkehrsentwicklung und Gesundheits-
problemen nahm in den zurückliegenden
Jahren ständig zu. Obwohl insbesondere
Hygieniker und lokale Interessengruppen
Gemeinde und Staat zu restriktiv-regulie-
renden Interventionen aufforderten, kam
es in der Politik kaum zu einem veränder-
ten Handeln. Erstens symbolisierte der
Verkehr Fortschritt und wirtschaftlichen
Aufschwung. Zweitens genossen techni-
sche Verbesserungen nach dem Leitbild
der technisch-funktionalen Großstadt Vor-
rang. Der Einfluss der Industrie schlug sich
in den Gesetzen und Verordnungen nieder
und wirkte sich bis in Bereiche der Ver-
kehrserziehung aus. So zeigten die Inter-
ventionen nur geringe Wirkung und dien-
ten eher der Problembewältigung denn
der Problemlösung. Viele Maßnahmen wur-
den nach dem Zweiten Weltkrieg wieder
zurückgenommen.

Verkehrsberuhigung in Stadtzentren –
unter besonderer Berücksichtigung
des Fallbeispiels Lüneburg
Peter Pez

Seit Ende der achtziger Jahre kann von ei-
nem Übergang in eine zweite Phase in-
nerstädtischer Verkehrsberuhigung ge-
sprochen werden, in der es um die Min-
derung von Verkehr in größeren Arealen
des Stadtzentrums geht. Dabei sind Me-
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Stadtgeschichtsforschung
Neues Themenheft der „Informationen zur modernen
Stadtgeschichte (IMS)”

thoden Erfolg versprechend, die über eine
Reduzierung der Fahrgeschwindigkeit so-
wie Parkzeitbeschränkungen hinausge-
hen und stattdessen auf eine deutliche
Verringerung des Verkehrsvolumens set-
zen. Die umfangreich dokumentierten Er-
fahrungen mit einer Verkehrsberuhigung
des Stadtzentrums in Lüneburg sowie die
Ergebnisse aus anderen in- und ausländi-
schen Städten ergeben ein einheitliches
Bild: negative Wirkungen auf die Ökono-
mie bleiben aus, dagegen erwachsen er-

hebliche städtebauliche und verkehrspo-
litische Chancen. Bislang erschwerten je-
doch partikularistische Ziele und tradierte
Einstellungen von Wirtschaftsvertretern
die ergebnisoffene Diskussion. Das Haupt-
problem der Verkehrsberuhigung in Stadt-
zentren liegt deshalb nicht auf der Wir-
kungs-, sondern auf der Umsetzungsebe-
ne. In dem Beitrag wird versucht, Hilfen zu
formulieren und auf offene Forschungsfra-
gen aufmerksam zu machen.
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In der aktuellen urbanistischen Debatte
wird davon ausgegangen, dass es ein eu-
ropäisches Stadtmodell mit einer Reihe
von Gemeinsamkeiten und Strukturähn-
lichkeiten gibt. Diese erlauben, die eu-
ropäische Stadt als einen eigenen Typ von
der asiatischen Stadt oder der in erster Li-
nie durch „urban sprawl“ geprägten ame-
rikanischen Stadt abzugrenzen. So ist es
dem urbanen Europäer möglich, sich auch
in unbekannten Städten relativ rasch zu
orientieren, da er deren Grundstruktur auf
bekannte Strukturen beziehen kann und
daher die Städte als anders, aber kulturell
verwandt empfindet.

Warum sind derzeit Debatten über das eu-
ropäische Stadtmodell von solchem Inter-
esse für die am Diskurs über die Zukunft
der Stadt Beteiligten? Wo liegen heute die
Krisen- und Gefährdungsmomente der
Städte in Europa? Und was kann die
Stadtgeschichte zu dieser Debatte beitra-
gen? Dieter Schott, Professor für Ge-
schichte der Stadtplanung an der Univer-
sität Leicester/Großbritannien, beschreibt
in seinem Leitartikel für das neue IMS-
Themenheft, dass die im wesentlichen von
Architekten, Stadtplanern und Soziologen
geführte Debatte das Thema Stadtge-
schichte oft in beliebiger Weise benutzt.
Nur selten werde ausgeführt, auf welche
Art von europäischen Städten man sich in
welcher Periode als Vorbild bezieht. Dieter
Hoffmann-Axthelm etwa nennt als Vorbild
für ökologisches Handeln die vorindustri-
elle Stadt des 18. und frühen 19. Jahrhun-

derts und handelt sich damit von Sozial-
historikern wie Jürgen Kocka den Vorwurf
ein, er missachte die mangelnde demo-
kratische Partizipation, die extrem hierar-
chische Sozialstruktur sowie die Tendenz
zu scharfer Abgrenzung und Fernhaltung
unerwünschter Zuwanderer in diesen Ge-
meinwesen. Andere Autoren beziehen
sich positiv auf die planerische und stadt-
technische Leistung der sich industriali-
sierenden Bürgerstadt des ausgehenden
19. Jahrhunderts, jedoch ohne zu reflek-
tieren, dass die hohe administrative Effi-
zienz dieser Städte auf der Grundlage ei-
ner nur rund zehn bis 15 Prozent der Ein-
wohner beteiligenden Elitendemokratie er-
folgte. Häufig begegnet man auch stereo-
typen Raumbildern, etwa der Vorstellung
von einer klaren und scharfen Abgrenzung
zwischen Stadt und Land an der Stadt-
mauer, während die Stadtarchäologie und
Denkmalpflege mittlerweile an vielen Bei-
spielen bewiesen hat, dass diese Schärfe
nur Resultat einer vorübergehenden Pha-
se, nämlich des frühneuzeitlichen Fes-
tungsbaus, war und dass bildliche Dar-
stellungen, die diese klare Abgrenzung zu
untermauern scheinen, auch quellenkri-
tisch interpretiert werden müssen. Aber
auch den Anhängern der „Netz-Stadt“
lässt sich mangelndes historisches Be-
wusstsein vorwerfen, wenn sie offenbar
von einer fortdauernden Expansion des
Siedlungsraumes, von einer völligen Do-
minanz ökonomischer Prozesse ausge-
hen. Wer sich mit den „Eisenbahn-Debat-
ten” aus der Mitte des letzten Jahrhun-
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derts oder mit der Wahrnehmung schärf-
ster, geradezu sozialdarwinistischer Städ-
tekonkurrenz Ende des 19. Jahrhunderts
beschäftigt hat, dem kommen die Argu-
mentationsweisen der heutigen Standort-
debatten und Globalisierungsdiskurse
merkwürdig bekannt vor, auch wenn sie
sich teilweise anderer Begriffe bedienen.
Und gegenüber linearen Extrapolationen
aktueller Entwicklungstrends bietet die
europäische Stadtgeschichte ein reichhal-
tiges Reservoir von Beispielen für Brüche,
Diskontinuitäten und deren Verarbeitung,
dafür, wie Städte und Stadtgesellschaften
mit Expansion, Stagnation und Kontrakti-
on produktivumgegangen sind, wie es ge-
lang oder misslang, zentrifugale soziale
und bauliche Tendenzen wieder ins städ-
tischeRaum-undSozialgefügezu integrie-
ren. Schließlich wurden auch Geschlech-
tertürme in den italienischenRenaissance-
Städten seinerzeit zerstört, wurden allzu
machtbewusste Patrizier gezwungen, ihre
Prunkfassaden in Dekor und Maßstäblich-
keit stadtüblich einzupassen.

Die neue IMS-Ausgabe ist mit ihrem The-
menschwerpunkt ausgerichtet auf den in
diesem Sommer (30.8.–2.9.2000) an der
Technischen Universität Berlin stattfin-
denden Kongress der European Associa-
tion of Urban Historians zum Thema „Eu-
ropean Cities: Networks and Crossroads“.
Neben dem Leitartikel liefert die exempla-
rische Buchbesprechung anregende
Überlegungen: Der Soziologe Dirk Kaesler
beschäftigt sich aus Anlass der Neuaus-
gabe der Werke von Max Weber mit der
fortwirkenden Bedeutung von dessen Es-
say über die Stadt. Des weiteren wird in ei-
ner Reihe von Selbstdarstellungen über
Zentren und Aktivitäten der Stadtge-
schichtsforschung in verschiedenen eu-
ropäischen Ländern berichtet. Das IMS-
Heft enthält daneben weiterhin zahlreiche
aktuelle Berichte und Informationen zur
modernen Stadtgeschichte, insbesondere
die regelmäßig fortgeführte Auswahlbi-
bliographie neuer stadtgeschichtlicher Li-
teratur.
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Information, Kommunikation
und Multimedia in den Städten
Handlungsfelder Wirtschaft/Arbeit und Infrastruktur 

In allen Städten ist der Umgang mit Infor-
mations- und Kommunikationstechnolo-
gien (IuK-Technologien), Internet und Mul-
timedia heute ein wichtiges Thema. Drei
wesentliche Handlungsbereiche sind da-
bei eng miteinander verflochten: der IuK-
Einsatz in der Verwaltung, die „interaktive
Verwaltung“ oder das „virtuelle Rathaus“
und die IuK-Unterstützung in der Wahr-
nehmung kommunaler Aufgaben in der
gesamten Breite.

Im kommunalen Handlungsfeld Wirtschaft
und Arbeit besteht ein besonders starker
Bezug zum Thema IuK und Neue Medien:
bei der aktiven Wirtschaftsförderung ge-
nauso wie bei der Beschäftigungs- und Ar-
beitsmarktpolitik. Relevante Themen sind
zum Beispiel die spezifische Förderung
des IuK- und Medienstandorts, die Aus-
einandersetzung mit dem Thema E-Com-
merce, die Förderung des IuK-Einsatzes in
den Unternehmen und die Unterstützung
der Wirtschaftsförderung durch den Ein-
satz von IuK-Technologien. 

Vor allem die fünf folgenden Handlungs-
felder eignen sich, um den Wirtschafts-
standort und den Arbeitsmarkt durch den
Einsatz von IuK-Technologien und Neuen
Medien zu stärken: 

■ Ausbau kommunaler Netzinfrastruktur
einschließlich des Angebots von Diens-
ten, Schaffung oder Bereitstellung von
Standorten (Flächen, bauliche Infra-
struktur) für IuK- und Medienunterneh-
men oder intensive IuK-Anwender;

■ allgemeine Informations- und Interak-
tionsangebote der Wirtschaftsförde-
rungseinrichtungen; Vermittlung von
Angebot und Nachfrage durch Infor-
mations- und Interaktionsangebote für
bestimmte Zielgruppen der Wirtschaft
und auf dem Arbeitsmarkt;

■ Unterstützung bei der Schaffung von
Transaktionsangeboten sowohl für die
Durchführung elektronischer Geschäfts-
prozesse zwischen Unternehmen als
auch für die Geschäftsbeziehungen
zwischen Unternehmen und Kunden
(virtuelle Marktplätze); 

■ Kompetenzvermittlung, d.h. Aus- und
Weiterbildung von Entscheidungsträ-

gern und potenziellen IuK-Anwendern
in den Betrieben, „Just-in-time-know-
ledge“ oder Qualifizierungsmaßnah-
men für Arbeitslose und Arbeit Suchen-
de im Bereich IuK und Multimedia;

■ Förderung der Entwicklung von Pro-
dukten und Dienstleistungen im IuK-
und Medienbereich, Förderung der
IuK-Anwendungen in kleinen und mit-
leren Unternehmen, Telematiktransfer,
Aufklärung über betriebliche Anwen-
dungsfelder, Stärkung des Innova-
tionsmanagements; 

■ Förderung der lokalen IuK- und Me-
dienwirtschaft und Unterstützung der
Ausbildung neuer Wertschöpfungsket-
ten, Stärkung von Unternehmensko-
operationen und Netzwerken durch
IuK-Einsatz, Bündelung der bei öffent-
lichen und privaten Akteuren vorhan-
denen Kompetenzen im Bereich der
Telematik (Ermittlung der lokalen Wis-
sensbasis), Moderation. 

Ein eigenes Kapitel befasst sich genauer
mit dem Thema der infrastrukturellen Vor-
aussetzungen, die kommunales Handeln
im IuK-Bereich erst ermöglichen. Dazu
gehören vor allem 

■ die physische Netzinfrastruktur,

■ Kioske, Informationssäulen, Zugangs-
punkte zum Internet,

■ Call-Center für den Verwaltungsbe-
reich und

■ bauliche Infrastruktur für die IuK- und
Medienbranchen.

Es geht in diesem Band also ausschließ-
lich um die außerhalb der Kommunalver-
waltung angesiedelten Infrastrukturaufga-
ben sowie die infrastrukturellen Schnitt-
stellen zwischen Verwaltung und „Außen-
welt“. 

Genauer wird auf Aktivitäten von Telekom-
munikationsgesellschaften unter kommu-
naler Beteiligung (kommunale TK-Carrier)
nach der Liberalisierung des TK-Marktes
eingegangen. Obwohl im Februar 1999
schon 84 lokale Telekommunikationsge-
sellschaften unter Beteiligung von Kom-
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Forum Telematische Städte –
KOMM!

Weitere Informationen:
Dr. Busso Grabow
Telefon: 030/39001-248
E-Mail: grabow@difu.de

munen oder kommunalen Unternehmen
(meist Stadtwerken) aktiv waren, stellt sich
nach wie vor die Frage, inwieweit und mit
welchem Zuschnitt die Versorgung mit 
Telekommunikationsinfrastruktur und 
-diensten als „neuer“ kommunaler Aufga-
benbereich verstanden werden muss.
Denn vielfach ist festzustellen, dass Be-
treibergesellschaften mit kommunaler Be-
teiligung eine ähnliche Geschäftspolitik
betreiben wie ihre privaten Konkurrenten.
Besondere Angebote im kommunalen In-
teresse – wie etwa die Verbesserung des
Informationszugangs für  Bürger, spezifi-

sche Angebote für die lokale Wirtschaft
und die Unterstützung von Stadtinforma-
tionssystemen oder virtuellen Marktplät-
zen – werden bisher vergleichsweise sel-
ten geschaffen. 

Die Veröffentlichung ist Bestandteil einer
„Themenreihe“ des Difu über die Ausge-
staltung kommunaler Handlungsstrategi-
en im Umgang mit den neuen Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien
und neuen Medien („Lokale IuK-Politik“).
Die weiteren Bände erscheinen in den
nächsten Monaten.

Das Projekt „KOMM! – Forum Telemati-
sche Städte“ ist eine gemeinschaftliche
Initiative des Deutschen Instituts für Urba-
nistik (Difu), des Sekretariats für Zukunfts-
forschung (SFZ) und des Forschungszen-
trums für Informationstechnik, Institut für
Autonome intelligente Systeme (GMD-
AiS). Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie (BMWi) und die
Deutsche Telekom AG unterstützen das
Projekt finanziell. 

Ziel ist,

■ ein Portal (nicht nur) für die Kommu-
nen zu schaffen, das ihnen wichtige
Informationen zum kommunalen Hand-
lungsfeld Informations- und Kommu-
nikationstechnologien (IuK) und Neue
Medien eröffnet, und gleichzeitig 

■ ein bundesweites, interaktives Forum
zum gegenseitigen Erfahrungsaus-
tausch, zur Projektentwicklung und
Kooperation im Bereich IuK und Neue
Medien bereitzustellen.

Ergänzend hierzu wird ein bundesweites
Expertennetzwerk aufgebaut, das durch
die jeweils spezifischen Kompetenzen den
qualifizierten Input für die Themenberei-
che in KOMM! gewährleistet. KOMM! steht
allen Interessierten offen, sowohl Nutzern
von Informationen als auch Informations-
lieferanten. Die inhaltliche Unabhängigkeit
sorgt für eine hohe Akzeptanz und damit
für eine optimale Verbreitung in diesem
hochgradig interessenbesetzten Hand-
lungsfeld. KOMM! soll einerseits das Por-
tal für übergreifende Themenstellungen
(wie die Konzeption einer schlüssigen
kommunalen IuK-Politik oder die Auswir-
kungen der Telematik auf die Städte) sein,

andererseits auch als Informationsquelle
zu Einzelaspekten (wie kommunale Netz-
infrastruktur, Stadtinformationssysteme,
Verkehrstelematik, Telearbeit, Digitale Sig-
natur und interaktive Verwaltung) genutzt
werden. Das technische Konzept von
KOMM! soll auch für die Informationsdar-
stellung und die Kommunikations- und
Kooperationsplattform des BMWi-Städte-
wettbewerbs Multimedia MEDIA@Komm
genutzt werden. 

Das Vorhaben wurde in kommunalen Fo-
ren bereits vorgestellt. Ein Projekt dieser
Größenordnung benötigt zumindest in sei-
ner Anlaufphase eine entsprechende öf-
fentliche und/oder private Mitfinanzierung.
MitdenUnterstützungszusagendesBMWi
und der Deutschen Telekom AG konnte
das Projekt nun gestartet werden; weitere
Finanziers und Träger sind angefragt. 

In der Pilotphase von 15 Monaten (die im
Juli 2001 abgeschlossen sein soll) wird der
Prototyp des Portals entwickelt und vor-
gestellt. Zwei thematische Teilaspekte des
inhaltlichen Angebots von KOMM! – Stadt-
informationssysteme und Bürgerbeteili-
gung im Netz – werden beispielhaft und
umfangreich aufbereitet. Gleichzeitig wird
die Vorgehensweise für die weiteren Pro-
jektphasen spezifiziert. In der Ausbau-
und Konsolidierungsphase werden die
Themenfelder schrittweise erweitert, das
Netzwerk von Kompetenzknoten aufge-
baut und begleitende Maßnahmen (z.B.
Marketing, Ausbau von Dienstleistungen)
intensiviert. Schließlich werden neben
dem Web-Angebot auch eine Reihe von
„Offline-Angeboten“ umgesetzt, wie etwa
begleitende Veranstaltungen und ein re-
gelmäßiger Newsletter.
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Im Jahre 1999 wiederholte das Deutsche
Institut für Urbanistik zum 21. Mal seine
jährliche Städteumfrage zu aktuellen Pro-
blemen der Stadtentwicklung und Kom-
munalpolitik. Ziel dieser Untersuchungs-
reihe ist es, einen Einblick in die Struktur
der wichtigsten kommunalen Problemla-
gen zu gewinnen und die Veränderungen
dieser „kommunalen Agenda“ im Zeit-
ablauf zu beobachten.

Befragt werden die Mitglieder der „Fach-
kommission Stadtentwicklungsplanung“
des Deutschen Städtetages, die Mitglie-
der der „Konferenz der Dienststellen der
Stadtentwicklungsplanung“ des Städteta-
ges Nordrhein-Westfalen sowie die An-
sprechpartner in den Difu-Zuwenderstäd-
ten der neuen Länder. Insgesamt haben
sich 72 der 88 angeschriebenen Befragten
aus den Städten an der Trendstudie betei-
ligt, indem sie bis zu sechs Problemberei-
che formulierten, die in ihrer Stadt von be-
sonderer Bedeutung sind.

Welche Problembereiche führen die 
„kommunale Agenda“ an?
Die ersten sechs Rangplätze sind bun-
desweit mit folgenden Problembereichen
besetzt: An der Spitze liegt der Bereich
„Kommunale Wirtschaftsförderung, Ar-
beitsmarkt und wirtschaftlicher Struktur-
wandel“, der entscheidend durch die Ar-
beitslosigkeit und den Mangel an Ausbil-
dungsplätzengeprägtwird.Nahezugleich-
auf ist das Feld „Kommunalfinanzen und
Haushaltskonsolidierung“.

Der dritte Rangplatz fällt an den Bereich
„Innenstadtentwicklung“, gefolgt von der
„Verwaltungsmodernisierung“. Auf dem
fünften Platz liegt das Problemfeld „Sub-
urbanisierung und Bevölkerungsabwan-
derung“. Ihm folgt das „Verkehrswesen“
auf Platz sechs. Insgesamt 56 Prozent der
Problemnennungen entfallen auf diese
ersten sechs Bereiche.

Im Ost-West-Vergleich hat gegenüber den
Vorjahren eine weitere Angleichung der
Problemsichten stattgefunden. Die ost-
deutschen Kommunen betonen den Be-

Wo drückt die Kommunen
der Schuh?
Ergebnisse der Difu-Panelbefragung 1999 
bei kommunalen Stadtentwicklungsplanern

Quelle: jährliche Difu-Städteumfragen

Rangplätze ausgewählter Problembereiche in den Difu-Städteumfragen 1979 bis 1999 – alte Bundesländer

Deutsches Institut für Urbanistik
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reich der „Kommunalfinanzen“ etwas stär-
ker als die westdeutschen, bei der „Ver-
waltungsmodernisierung“ verhält es sich
umgekehrt. Bei den Nennungen aus Nord-
rhein-Westfalen fällt eine starke Konzen-
tration auf wenige Problemfelder auf: Al-
lein 53 Prozent der Antworten fallen auf
die oben genannten ersten vier Problem-
bereiche, alle anderen Bereiche werden
als eher nachrangig eingestuft.

Wie haben sich die Problemlagen im
Zeitablauf verändert?
Da die Konzeption der Befragung über die
Jahre unverändert geblieben ist und die
Zuordnung der Antworten zu Problem-
gruppen nicht wesentlich geändert wurde,
lassen sich mittlerweile Zeitreihen von be-
trächtlicher Länge bilden. Diese können
als Ausdruck von „Problemkonjunkturen“
angesehen werden. Für die Städte der al-
ten Länder können sie teilweise bis zum
Jahr 1979 zurückverfolgt werden (vgl.
S. 8), für die deutschen Städte insgesamt
zeigt das Schaubild oben den Kurvenver-
lauf wichtiger Problembereiche im Zeit-
raum 1994 bis 1999.

Über den sechsjährigen Beobachtungs-
zeitraum hat sich der Problemdruck im
Bereich „Wirtschaftlicher Strukturwandel
und Arbeitsmarkt“ nahezu kontinuierlich
verstärkt, der Bereich „Verkehrswesen“
hingegen erfährt seit 1996 einen auffallen-
den Bedeutungsrückgang. Sehr plastisch
kommt auch der steigende Problemdruck
der „Innenstadtentwicklung“ über den ge-
samten Beobachtungszeitraum zum Aus-
druck. Hier bestehen zusätzlich enge Ver-

bindungen zu den Bereichen „Einzelhan-
delsentwicklung“ und „Stadt-Umland-Ko-
operation“. Das Problemfeld „Suburbani-
sierung“ wurde in den 90er Jahren zu-
nächst von den ostdeutschen Städten ge-
nannt. Mittlerweile wird es auch von den
westdeutschen Städten stark herausge-
stellt.

Auch in gesamtdeutscher Sicht fällt der
kontinuierlich abfallende Verlauf der Kurve
für das Wohnungswesen auf. Bei den
westdeutschen Städten durchläuft die
Rangplatzkurve über 21 Jahre eine Band-
breite von 15 Rangplätzen in einem aus-
gesprochen zyklischen Verlauf, der mit der
statistischen Reihe der genehmigten bzw.
fertiggestellten Wohnungen in Beziehung
steht. Aus den ostdeutschen Städten wird
in Hinblick auf dieses Feld mittlerweile auf
das Problem des Wohnungsleerstands
hingewiesen, dessen Lösung neuerdings
im Extremfall auch im Abriss von Platten-
bauten gesucht wird.

In Kooperation mit dem Verband Deut-
scher Städtestatistiker wird gegenwärtig
an einer Verknüpfung der Ergebnisse aus
der Difu-Befragung mit den Bürgerbefra-
gungen ausgewählter Städte für das Jahr
2000 gearbeitet. Hierdurch soll zusätzlich
ein Vergleich der Problemsichten von Bür-
gern einerseits und Verwaltung anderer-
seits ermöglicht werden.

Die vollständigen Ergebnisse der Pro-
blembefragung 1999 sind in der Materia-
lien-Reihe des Difu veröffentlicht.

Weitere Informationen: 
Dr.-Ing. Michael Bretschneider
Telefon 030/39001-281
E-Mail: 
bretschneider@difu.de

Bestellung:
siehe Bestellschein

Quelle: jährliche Difu-Städteumfragen

Ausgewählte Problembereiche in den Difu-Städteumfragen 1994 bis 1999 – 
Konjunktur nach Gewichtung

Deutsches Institut für Urbanistik



Problemlage und Untersuchungsziel
Die räumliche Entwicklung ist geprägt
durch die anhaltende Flächeninanspruch-
nahmefürSiedlungs-undVerkehrszwecke,
die Auflösung und funktionale Entmi-
schung bisher noch kompakter Stadt-
strukturen, Verkehrswachstum und damit
verbundene Schadstoffbelastungen von
Luft, Boden und Wasser sowie Verluste
und Beeinträchtigungen der Kulturland-
schaft. Diese Entwicklung ist nur im gerin-
gen Maße auf Bevölkerungs- und Wirt-
schaftswachstum zurückzuführen. Sie ist
vor allem durch veränderte Lebens-, Ar-
beits- und Verkehrsformen verursacht.
Dabei hängen Siedlungsdispersion, Ent-
mischung und Wachstum des flächenauf-
wändigen motorisierten Individualver-
kehrs eng miteinander zusammen. 

Derzeit werden in Deutschland täglich et-
wa 120 Hektar für Siedlungs- und Ver-
kehrszwecke neu in Anspruch genom-
men. Da eine solche Entwicklung weder
umweltverträglich noch wirtschaftlich ist,
hat das Bundesumweltministerium in Zu-
sammenarbeit mit der Enquêtekommis-
sion des Bundestages „Schutz des Men-
schen und der Umwelt“ empfohlen, die
jährliche Neuinanspruchnahme von Land-
schaftsfläche für Siedlungs- und Ver-
kehrszwecke in den kommenden zehn
Jahren stufenförmig deutlich zu senken.

Welche Potenziale hierfür bestehen, mit
welchenKonzepten,Strategienundweiter-
zuentwickelnden Steuerungsinstrumen-
ten dieses Ziel erreicht werden kann, ist
Gegenstand der vom Difu im Auftrag des
Umweltbundesamtes durchgeführten Un-
tersuchung. 

Schlüsselindikator „Flächenverbrauch“
Die Untersuchung identifiziert die Flä-
cheninanspruchnahme (Siedlungs- und
Verkehrsfläche pro Einwohner) als maß-
geblichen Schlüsselindikator einer flä-
chensparenden und landschaftsschonen-
den Siedlungsentwicklung, der viele an-
dere Indikatoren abdeckt. Denn je mehr
Siedlungs- und Verkehrsfläche pro Ein-
wohner zur Verfügung stehen, desto höher
ist in der Regel auch die Zunahme der ver-
siegelten Fläche, was eine stärkere Zer-
schneidung und Verinselung des Frei-
raums zur Folge hat. Ferner ist mehr „Flä-
chenverbrauch“ in der Regel mit mehr mo-
torisiertemStraßenverkehrunddamitgrös-
seren Umweltbelastungen verbunden.
Grundsätzlich verursacht eine größere

Flächeninanspruchnahme auch höhere
Kosten für die technische und soziale In-
frastruktur und insgesamt höhere soziale
Kosten.

Grundlagen für ein städtebauliches
Leitbild
Zwei unterschiedliche Vorstellungen von
Stadt prägen die Fachdiskussion: zum 
einen das Modell der kompakten Stadt,
das sich an der europäischen Stadtkultur
orientiert, zum anderen das Modell der
„Netz-Stadt“, der flächenextensiven Stadt,
das von der allmählichen „Auflösung“
oder Transformation europäischer Stadt-
strukturen ausgeht. Der heutige Entwick-
lungsstand der meisten europäischen
Städte bzw. Stadtregionen lässt sich als in
großen Teilen noch kompakte Stadt mit
Ansätzen oder im Übergang zur „Netz-
Stadt“ beschreiben. 

Die Untersuchung hat ergeben, dass
Chancen einer nachhaltigen Stadtent-
wicklung bestehen, wenn ein Modell an-
gestrebt wird, das wesentliche Elemente
der kompakten Stadt wie Dichte, Nut-
zungsvielfalt, Konzentration, stadtverträg-
lichen Verkehr beibehält und einige Ele-
mente der „Netz-Stadt“ wie Dezentralisie-
rung und Netzstruktur in bestimmter 
Weise einbezieht. Diese beiden Elemente
der „Netz-Stadt“ können „aufgefangen“
werden in Form eines Schienenverkehrs-
netzes für die Stadtregion als Grundgerüst
für eine (dezentrale) Konzentration der
Siedlungsentwicklung. 

Die These, dass die Entwicklung zur
„Netz-Stadt“ globalen Trends folgt und
damit durch politische Steuerung kaum
beeinflussbar ist, wird durch die Untersu-
chung nicht bestätigt. Eine Reihe von po-
litisch gesetzten Rahmenbedingungen vor
allem im Bereich des Steuerrechts, der
Wohnungs-, Wirtschafts- und Verkehrspo-
litik, fördert die Entwicklung zur flächen-
extensiven, autoorientierten Stadt. Solche
Rahmenbedingungen ließen sich auch so
gestalten, dass sie eine nachhaltige Sied-
lungsentwicklung unterstützen anstatt
diese zu hemmen.

Szenarien und Potenziale zur Reduzie-
rung der Flächeninanspruchnahme
In ost- und westdeutschen Städten be-
stehen umfangreiche Potenziale für bauli-
che Nutzungen im Siedlungsbestand.
Dies haben Fallstudien am Beispiel der
Städte und Regionen Cottbus und Han-

Difu-Berichte 2/200010

Flächensparende 
Siedlungsentwicklung

Szenarien und Potenziale
einer nachhaltig 

flächensparenden und
landschaftsschonenden

Siedlungsentwicklung
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nover ergeben. In einem „Effizienz-Sze-
nario“ wurden die Wiedernutzung von 
Industrie-, Militär- und Verkehrsbrach-
flächen, die Bebauung mindergenutzter
Baulücken und der Ausbau von Dachge-
schossen zugrunde gelegt. Das so ermit-
telte Wohnungsbaupotenzial im Innenbe-
reich der Städte und Gemeinden der Re-
gion Hannover könnte zwei Drittel des ge-
samten Wohnungsbaubedarfs bis 2010
decken; in der Region Cottbus wären es
mehr als 100 Prozent.

In einem „Struktur- und Bewusstseins-
wandel-Szenario“ wird von einer alle ge-
sellschaftlichen Bereiche erfassenden 
Dynamik in Richtung auf eine nachhaltige
zukunftsverträgliche Entwicklung ausge-
gangen, z.B. durch eine neue Wertschät-
zung des Wohnens in der Stadt bei redu-
ziertem und stadtverträglicherem Auto-
verkehr, werden weitere Potenziale für
bauliche Nutzungen erschlossen, wie z.B.
mindergenutzte gewerbliche Bauflächen,
Parkplätze, Ergänzungsbauten bei locke-
rer Bauweise, Aufstockungen von Gebäu-
den, Aus- und Anbau von Einfamilienhäu-
sern. In diesem Szenario wäre auch in der
Region Hannover eine volle Deckung des
geschätzten Wohnungsbaubedarfs bis
2010 ohne Neuinanspruchnahme von
Landschaft für Siedlungszwecke möglich.

Diese Aussagen gelten tendenziell auch für
Gewerbe- und Industrieflächen, für Flä-
chen des Handels und öffentlicher Ein-
richtungen. Schwieriger einschätzbar ist
die Entwicklung neuartiger Freizeitanla-
gen.

Die für die Szenarien ausgewählten Städ-
te Cottbus und Hannover sind im Hinblick
auf ihre Struktur und Entwicklungsdyna-
mik in etwa repräsentativ für Ost- bzw.
Westdeutschland. Unter dieser Voraus-
setzung kann den Ergebnissen eine Allge-
meingültigkeit zukommen. Das heißt, dass
bei einer Reform der Rahmenbedingun-
gen, die zu einer Mobilisierung innerstäd-
tischer Entwicklungsreserven führt, in Ost-
deutschland rechnerisch keine zusätzliche
Siedlungsfläche benötigt wird, und auch in
Westdeutschland könnte – abgesehen et-
wa von besonders geförderten Mittelstäd-
ten in prosperierenden Regionen – fast die
gesamte Stadtentwicklung im Siedlungs-
flächenbestand realisiert werden.

Strategien einer flächensparenden und
landschaftsschonenden Siedlungs-
entwicklung
Die Hauptaufgabe für Stadtentwicklung
und Stadterneuerung besteht darin, den
immensen Bestand an Siedlungsbrach-
flächen vorrangig vor der Neuinanspruch-
nahme von Freiflächen einer neuen urba-
nen Nutzung zuzuführen. Dabei kommt es

nicht nur darauf an, diese und andere Po-
tenziale für bauliche Nutzungen im Sied-
lungsbestand zu erschließen und zu mo-
bilisieren, sondern jeweils auch mit städ-
tebaulichen Verbesserungen zu verbin-
den. Dazu gehören z.B. Ergänzungen
durch andere Nutzungen bei bisher mo-
nofunktionalen Gebieten, wie die Stär-
kung der Wohnfunktion der Innenstadt
und innenstadtnaher Quartiere. Verdich-
tung muss mit ökologischer und sozialer
Aufwertung des Wohnumfelds und des
Quartiers gekoppelt werden, wenn städti-
sche Lebensform als Alternative zum
Wohnen im „Grünen“ für mehr Menschen
als bisher attraktiv werden soll. Dazu
gehört, dass städtische Wohnformen ent-
wickelt und angeboten werden, die 
eine Alternative zum freistehenden Eigen-
heim bieten. Die Untersuchung zeigt, dass
hohe Wohnqualität und gartenbezogenes
Wohnen auch bei mittlerer bis hoher Bau-
dichte von 50 bis 100 Wohnungen pro
Hektar Bruttobauland realisiert werden
können. Bestandteil und Voraussetzung
für Verdichtung ist ferner die „Qualifizie-
rung“ innerstädtischer Grün- und Frei-
flächen.

Die These, dass die Grenze einer verträg-
lichen baulichen Dichte aus ökologischen
und sozialen Gründen bereits bei einer
Geschossflächenzahl von 0,8 bis 1,0 für
Wohnnutzung erreicht sei, kann nicht be-
stätigt werden. Die Untersuchung zeigt
auf, dass bis zu einer Geschossflächen-
zahl von etwa 2,0 – was über dem für
Wohnnutzung überhaupt zulässigen Maß
bei Neubauten liegt – eine hinreichende
wohnungsbezogene Freifläche realisiert
werden kann, wenn der Pkw-Bestand un-
terdurchschnittlich niedrig ist, also nicht
höher liegt als z.B. in innenstadtnahen
Quartieren Amsterdams oder Kopenha-
gens (etwa 200 Pkw pro 1 000 Einwohner).

Flächensparender Eigenheimbau mit kleinem Garten in Herten, 1996. 
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Nicht städtebauliche Bedingungen wie
Belichtung, Besonnung, Freiflächen usw.
setzen also Grenzen für städtebauliche
Verdichtung, sondern der in deutschen
Städten relativ hohe Stellplatzstandard
und Pkw-Bestand.

Auch dieeigentlichenStraßenflächenneh-
men einen großen Teil der gesamten Sied-
lungsfläche in Anspruch und stellen damit
ein erhebliches Flächensparpotenzial dar.
Maßgeblich ist dabei der motorisierte In-
dividualverkehr (MIV), der pro Personen-
Kilometer einen im Mittel zehnfach größe-
ren Flächenbedarf als öffentlicher und
nichtmotorisierter Verkehr aufweist. Ein
Verkehrssystem mit möglichst geringem
MIV-Anteil stellt somit ein wesentliches
Element eines Flächensparkonzepts dar.

Weiterentwicklung von Steuerungs-
und Lenkungsinstrumenten
Der Flächennutzungsplan (F-Plan) ist die
entscheidende planerische Grundlage 
für die künftige Bodennutzung einer Ge-
meinde. Um die Neuaufstellung von F-Plä-
nen und damit eine Diskussion städte-
baulicher Ziele anzuregen und Möglich-
keiten zur Neuorientierung zu geben, wird
eine Befristung der Geltungsdauer  dieser
Pläne auf maximal acht bis zehn Jahre
empfohlen.

Aufgrund der räumlichen stark ausgewei-
teten funktionalen Verflechtungen lassen
sich viele kommunale Aufgaben nur noch
regional sinnvoll erfüllen. Die Untersu-
chung zeigt die unterschiedlichen Mög-
lichkeiten regionaler Kooperationen von
Zweckverbänden über Regionalkonferen-
zen, Städtenetze bis zu raumplanerischen
Verträgen auf. Regionale Kooperationen
können jedoch konkrete Zielfestlegungen
nicht ersetzen und scheitern in vielen Fäl-
len aufgrund von Interessenkonflikten.
Nachhaltige Siedlungsentwicklung erfor-

dert also eine Stärkung der regionalen
Ebene, die über die bisherigen Formen re-
gionaler Kooperation hinausgeht. Als eine
Orientierung bietet sich das Modell der
dänischen Regionen an, Gebietskörper-
schaften mit direkt gewähltem Parlament
und anteiligen Steuereinnahmen. Die dä-
nischen „Amtskommunen“ haben die
Land- und Stadtkreise ersetzt und sind zu-
ständig für Regionalplanung, Landschaft,
Natur, Wasserwirtschaft, Straßen, ÖPNV
u.a. Ein ähnliches Modell wird zur Zeit für
die Region Hannover entworfen.

VieleökonomischeRegelungenmitRaum-
relevanz – z.B. aus dem Steuerrecht oder
der Wohnungs-, Wirtschafts- und Ver-
kehrspolitik – sind im Hinblick auf eine
nachhaltige Siedlungsentwicklung wenig
zielführend oder sogar kontraproduktiv.
Die wichtigsten Vorschläge der Untersu-
chung sind daher Vorschläge zur Weiter-
entwicklung ökonomischer Regelungen:

Die Neugestaltung der Grundsteuer, die
zur Zeit von Bundes- und Landesbehör-
den mit Beteiligung der kommunalen Spit-
zenverbände erörtert wird, stellt eine
große Chance dar, das Bodenrecht auch
mit einer ökologischen Lenkungsfunktion
zu versehen. Es ist ökologisch und öko-
nomisch sinnvoll und auch verursacher-
gerecht, nicht den Ertrag der Gebäude,
sondern Bodenwert und Bodenfläche
zum Steuergegenstand zu machen. Eine
bodenwertbezogene Komponente hätte
den Effekt, Siedlungsbrachen, Baulücken
und mindergenutzte Grundstücke zu mo-
bilisieren und damit eher einer neuen oder
intensiveren Nutzung zuzuführen. Eine bo-
denflächenbezogene Komponente würde
einen sparsameren Umgang mit der Grund-
fläche anregen, insbesondere in Niedrig-
preiszonen, in denen eine reine Boden-
wertsteuer kaum wirksam werden kann. 

Wohnungsbaupotenziale im Siedlungsflächenbestand

Fallstudie Region Hannover Fallstudie Region Cottbus 

Effizienz-Szenario Wohnungsbaupotenzial (Zahl der Wohnungen) Wohnungsbaupotenzial (Zahl der Wohnungen)
Stadt Hannover 23 800 Stadt Cottbus 6 800
Ldkrs. Hannover 23 000 Ldkrs. Spree-Neiße 6 200
Insgesamt 46 800 Insgesamt 13 000

Bewusstseins- und Wohnungsbaupotenzial zusätzlich zusätzlich möglich, nicht quantifiziert
Strukturwandel-Szenario  Stadt Hannover 10 000

Ldkrs. Hannover 18 000
Insgesamt 74 000

Wohnungsbaubedarf 1998-2010 70 000 11 000
(Zahl der Wohnungen)

Quelle: Ermittlung und Zusammenstellung Difu.



Das Bodenrecht könnte eine weitere öko-
logische Lenkungsfunktion übernehmen,
indem die bestehende Grunderwerbsteu-
er in eine Abgabe auf Neuinanspruchnah-
me von Bodenfläche für Siedlungs- und
Verkehrszwecke umgewandelt wird. Die
Abgabe wird begründet mit den erhebli-
chenexternenKosten,dieNeuinanspruch-
nahme von Landschaftsfläche für Sied-
lungszwecke in der Regel verursacht. Da
die Grunderwerbsteuer als einmalige Ab-
gabe erhoben wird, könnte und sollte eine
Flächenverbrauchsteuer ebenfalls als ein-
malige Abgabe, und zwar anlässlich der
Baugenehmigung/Bauanzeige, erhoben
werden. Die Höhe der Abgabe sollte nach
dem Grad der Versiegelung differenziert
werden. Ein solches Lenkungsinstrument
ist also besonders geeignet, flächenspa-
rendes Planen und Bauen anzuregen und
Stadtentwicklung auf bereits versiegelte
Flächen zu lenken, das heißt Siedlungs-
brachen, Parkplätze usw. als Bauland zu
mobilisieren.

Die Städtebau- und Stadterneuerungsför-
derung hat sich als geeignetes Instrument
zur Förderung der Innenstadtentwicklung,
der Umnutzung, der Nutzungsmischung,
der Verdichtung usw. erwiesen. Eine neue
Aufgabe der Stadterneuerung besteht in
der Sanierung, Umnutzung und Integrati-
on städtebaulicher Brachen. Eine Auf-
stockung der Fördermittel durch Um-
schichtung von Finanzmitteln (z.B. der
Wirtschaftsförderung) zugunsten der
Städtebau- und Stadterneuerungsförde-
rung wird daher empfohlen.

Weiterentwicklungsbedarf in der Woh-
nungspolitik ergibt sich vor allem für fol-
gende Bereiche: Die Förderpolitik für das
Wohneigentum sollte so differenziert wer-
den, dass z.B. flächensparende Baufor-
men stärker gefördert werden und der 
Erwerb von Eigentum im Bestand gegen-
über dem Neubau mindestens gleichran-
gig behandelt wird. Der Bau von Wohnei-
gentum in innenstadtnaher Lage oder auf
städtischen Brachen, der in der Regel
durch hohe Bodenpreise und/oder „Altla-
sten“ erschwert wird, sollte stärker geför-
dert werden als Wohnungsbau an anderen
Standorten. Flächenaufwändige Bauwei-
sen wie das freistehende Einfamilienhaus
an Standorten ohne hinreichendes ÖPNV-
Angebot sollten nicht gefördert werden.
Instandhaltung und Modernisierung des
Wohnungsbestands und dessen Umfelds
in Zusammenarbeit mit Eigentümern und
Mietern müssen vorrangig vor Neubau ge-
fördert werden.

Ebenso wie die Wohnungspolitik ist auch
das Instrumentarium der regionalen Struk-
turpolitik so zu gestalten, dass es neben

den wirtschaftspolitischen Belangen auch
siedlungs- und verkehrspolitische Ziele
fördert. Neben der Konzentration von För-
dermitteln auf Siedlungsschwerpunkte
sollte eine zusätzliche Staffelung der För-
derquoten eingeführt werden, um flächen-
sparende Alternativen zur bisherigen 
Praxis überdurchschnittlich fördern zu
können, wie z.B. gewerblichen Stock-
werksbau,Bestandsentwicklung,Gleisan-
schluss und Nahverkehrsausbau.

Die Entwicklung des motorisierten Indivi-
dualverkehrs ist einer der wesentlichen
Faktoren, der Siedlungsflächenausdeh-
nung und -dispersion vorantreibt. Daher
sind auch die Verkehrsinfrastruktur- und
Verkehrslenkungspolitik zu überprüfen. 
Die Verlagerung des Investitionsschwer-
punktes von der Straße zur lange ver-
nachlässigten Schiene ist noch nicht hin-
reichend vollzogen. Eine deutlichere Ver-
lagerung zur Schiene ist erforderlich; denn
eine Entlastung der Straßennetze ist we-
niger durch weiteren Straßenbau, sondern
vorrangig durch Strategien der Verkehrs-
vermeidung und -verlagerung auf Bahn,
Bus, Fahrrad und Schiff zu erreichen.

Einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung
grundsätzlich förderlich ist die eingeleite-
te ökologisch-soziale Steuerreform mit
der Erhöhung von Energieverbrauchsteu-
ern und der Entlastung von Lohnneben-
kosten. Diese Reform sollte mit steigen-
den Beträgen fortgeführt und durch Ein-
beziehen weiteren Ressourcenverbrauchs
wie von Boden, Fläche usw. weiterent-
wickelt werden.

Perspektive
Die Chancen zu einer Trendwende, zu ei-
ner ressourcenschonenden Siedlungsent-
wicklung sind derzeit besser als in der Ver-
gangenheit. Dafür sprechen die erhebli-
chen Potenziale für eine innerstädtische
Entwicklung, die zur Zeit vorhanden sind
sowie die sich abzeichnenden gesell-
schaftlichen Veränderungen, die eine Re-
naissance städtischer Lebensformen stär-
ken könnten. Damit diese Chancen auch
tatsächlich „erschlossen“ und wirksam
genutzt werden, bedarf es vieler Anstöße
und Initiativen in diversen Politikberei-
chen, von denen einige beschrieben wor-
den sind.

Die Ergebnisse der Untersuchung werden
voraussichtlich im Herbst in der Reihe
„Berichte“ des Umweltbundesamtes ver-
öffentlicht.
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E-Mail: meyer@difu.de



Die Ergebnisse der vom Difu im Jahr 1997
durchgeführten Umfrage „EU-Aktivitäten
deutscher Städte und Gemeinden“, die
u.a. einen großen Bedarf an Informations-
und Erfahrungsaustausch der kommuna-
len EU-Stellen zeigten, veranlassten das
Difu zur Einrichtung einer EU-Kommuni-
kationsplattform in Gestalt eines Internet-
basierten Forums. Im Herbst 1998 wurden
die Zuwenderstädte des Difu schriftlich
auf die Einrichtung dieses Forums als be-
sonderes Dienstleistungsangebot hinge-
wiesen und um Anregungen für dessen in-
haltliche Gestaltung gebeten. 54 Kommu-
nen (40,9 Prozent) reagierten schriftlich
und äußerten sich überwiegend positiv zu
dem Vorhaben.

Nach der Freischaltung des „Kommunalen
EU-Forums“ Anfang April 1999 wurden
diejenigen „EU-Beauftragten“, die eine In-
ternet-Verbindung angegeben hatten, per
E-Mail zur Beantragung eines Passwortes
als Zugangsberechtigung zum Forum ge-
beten. Da die Nachfrage nur sehr gering
war und zudem viele EU-Beauftragte auf-
grund fehlender Angaben zu ihrer E-Mail-
Adresse nicht erreicht werden konnten,
führte das Difu während der Monate Mai
und Juni 1999 eine telefonische „Erinne-
rungsaktion“ durch, die sich vor allem an
Kommunen richtete, die nicht auf das An-
schreiben vom Herbst 1998 reagiert hat-
ten; 69 Städte konnten erreicht, auf das
Forum aufmerksam gemacht und um Mit-
arbeit gebeten werden.

Insgesamt begrüßten 86 Zuwenderstädte
(65,2 Prozent) schriftlich oder telefonisch
die Einrichtung des „Kommunalen EU-Fo-
rums“; 24 Kommunen – 19 davon mit we-
niger als 100 000 Einwohnern – gaben da-
gegen zum Teil mehrere Gründe an, war-
um sie nicht an dem Forum teilnehmen
wollen oder können (Mehrfachnennun-
gen):

■ unzureichende technische und/oder
personelle Voraussetzungen (elf Nen-
nungen);

■ Es besteht generell – oder weil keine
oder nur sehr wenige EU-Projekte
durchgeführt werden – kein Bedarf für
ein EU-Internet-Forum (acht Nennun-
gen);

■ EU-Angelegenheiten werden dezentral
bearbeitet und/oder die verwaltungs-
interne Zuständigkeit für EU-Angele-
genheiten ist unklar (sieben Nennun-
gen);

■ EU-Angelegenheiten werden dezen-
tral auf regionaler Ebene koordiniert,
weswegen eine kommunale Teilnah-
me nicht sinnvoll erscheint (drei Nen-
nungen).

Bis Januar 2000 haben 32 Zuwenderstäd-
te (24,2 Prozent) ihr Passwort beantragt.
Einige „EU-Beauftragte“ wurden im Früh-
jahr 1999 persönlich gebeten, erste
Beiträge für das Diskussionsforum zu ver-
fassen und ins Netz zu stellen. Lediglich
ein Gesprächspartner hatte bis dahin die-
se Möglichkeit genutzt – sein Beitrag ist
damit der einzige aus den Reihen der Zu-
wenderstädte; alle anderen Informationen
auf dieser Seite wurden vom Difu selbst
ins Netz gestellt.

Mit einer erneuten telefonischen Rück-
frageaktion wurden im Herbst 1999 32
Passwortinhaber/innen erreicht und nach
ihren Gründen für die Nichtnutzung des
Forums befragt. Die Antworten der Ge-
sprächspartner/innen decken ein breites
Spektrum ab (Mehrfachnennungen):

■ Aufgrund hoher Arbeitsbelastung bzw.
daraus resultierendem Zeitmangel war
eine intensive Beschäftigung mit dem
Internet-Forum bisher nicht möglich
(elf Nennungen).

■ Zur Beschaffung relevanter Informa-
tionen für die kommunale EU-Arbeit
werden andere Bezugsquellen als das
„Kommunale EU-Forum“ des Difu ge-
nutzt (acht Nennungen). Es besteht
eher der Wunsch nach abrufbaren,
„schnellen“ Informationen (u.a. zu EU-
Programmen und Antragsfristen) als
nach Möglichkeiten der Informations-
einspeisung (eine Nennung). Persön-
liche „Face-to-face“-Kontakte sind
wichtiger als ein E-Mail-basierter Er-
fahrungsaustausch (zwei Nennungen).

■ Das Forum ist nicht interessant ge-
nug; nach einem ersten Besuch gibt
es keine Veranlassung, die Seite noch
einmal aufzurufen (fünf Nennungen).
Mittlerweile besteht kein Bedarf für ein
Internet-basiertes EU-Forum mehr
(fünf Nennungen).

■ Das Passwort wurde verloren oder
vergessen (drei Nennungen) oder:
Trotz Besitz eines Passwortes wurde
das „Kommunale EU-Forum“ bisher
noch nicht besucht (zwei Nennungen).
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■ Da das Internet in Deutschland noch
immer ein vergleichsweise neues Me-
dium ist, verzögern Hemmschwellen
und Unkenntnis eine intensive Nut-
zung; das Difu muss daher eine An-
laufphase von etwa einem Jahr kalku-
lieren (vier Nennungen).

■ Eine intensivere Nutzung des Forums
scheitert u.a. an einem fehlenden
Mailing-System, mit dem auf neu ein-
gegangene Beiträge hingewiesen wird
(vier Nennungen).

■ Trotz beantragten Passworts ist auf-
grund technischer Zugangsprobleme
eine aktive Beteiligung am Forum
nicht möglich (vier Nennungen).

■ Verwaltungsinterne Umstrukturierun-
gen ließen bisher eine Beschäftigung
mit dem Forum nicht zu (drei Nennun-
gen).

■ Das Internet-Forum ist nicht genü-
gend publik gemacht worden (drei
Nennungen).

■ Beiträge anderer Kommunen fehlen
als „Aufhänger“ für einen eigenen Dis-
kussionsbeitrag (eine Nennung); es
wird eine stärkere „Anmoderation“
durch das Difu vermisst (eine Nen-
nung).

■ Es wird vom Difu gewünscht, die Na-
men der anderen Teilnehmer des Fo-
rums („Gesprächspartner“) zu nennen
(eine Nennung).

■ Zur Zeit herrscht ein Überangebot an
Foren bzw. Veranstaltungen zum The-
ma EU (eine Nennung).

Fasst man diese Aussagen zusammen,
scheinen die Gründe für die bisher ausge-
bliebene Nutzung des Forums vor allem in
einer Diskrepanz zwischen kommunalen
Erwartungen, die sich aus der Struktur
und den spezifischen Aufgaben der kom-
munalen „EU-Stellen“ ergeben, und dem
Angebot des Difu-Forums zu liegen. Letz-
teres war zwar im Vorfeld mit den „EU-Be-
auftragten“ mehrerer Zuwenderstädte ab-
gestimmt worden, die hohe Arbeitsbelas-
tung der kommunalen „EU-Beauftragten“
durch Aufgaben des Alltagsgeschäfts
scheint jedoch eine Beschäftigung mit
dem in diesem Kontext als „sekundär“
empfundenen „Kommunalen EU-Forum“
nicht zu erlauben. Zu den wichtigsten Auf-
gaben von „EU-Stellen“ werden die un-
mittelbare Beschaffung präziser Informa-
tionen sowie Problemlösungen „Face-to-
face“oder auch telefonisch mit vertrauten
Gesprächspartnern gezählt. Das interakti-
ve Difu-Forum basiert hingegen zum einen
auf eher allgemeinen Informationen, die
von den Teilnehmern selbst bereitgestellt
werden sollen, und ermöglicht zum an-
deren einen Erfahrungsaustausch mit 
Gesprächspartnern, die aufgrund der Ei-
genschaften des Mediums Internet ver-
gleichsweise anonym bleiben.

Weitere Gründe für die ausbleibende Nut-
zung des Internet-Forums sind in den
dafür erforderlichen technischen Voraus-
setzungen zu sehen. Ausstattungs- bzw.
Zugangsprobleme kommunaler Dienst-
stellen, speziell am eigenen Arbeitsplatz,
lassen ebenso wie ein oft noch zögerlicher
Einsatz des neuen Mediums eine intensi-
ve Nutzung nicht zu. Eine mögliche Ver-
besserung könnte die Einrichtung eines
Mailing-Systems darstellen.
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In einigen Fällen scheint schließlich auch
die verwaltungsinterne Organisation der
kommunalen EU-Arbeit die Mitwirkung
am „Kommunalen EU-Forum“ zu erschwe-
ren.

Mehr als die Hälfte der 21 im Herbst 1999
kontaktierten Passwortinhaber/innen hiel-
ten das Forum trotz aller genannten Grün-
de für ihre bisher ausbleibende Beteili-
gung nach wie vor für interessant, wichtig
und ausbaufähig; sechs „EU-Beauftragte“
äußerten sich überwiegend negativ, drei
Befragte gaben keine Einschätzung ab.

Vorläufiges Fazit
Das kommunale EU-Forum war bewusst
als Pilotprojekt angelegt: mit einge-
schränkter Zugangsberechtigung (Difu-
Zuwenderstädte), einem spezifischen An-
satz (Plattform für den Informations- und
Erfahrungsaustausch) und einem offenen
Ausgang. Die Pilotphase ist inzwischen
abgeschlossen, das vorliegende Ergebnis
wenig Erfolg versprechend. Die hierfür
maßgeblichen und im Rahmen einer tele-
fonischen Rückrufaktion ermittelten Grün-
de und Ursachen wurden oben im Einzel-
nen dargestellt. Deutlich wird daraus vor
allem zweierlei:

■ Einerseits handelt es sich um organi-
satorische und technische Schwach-

stellen und Probleme in den Verwal-
tungen vieler Städte und Gemeinden.
Diese betreffen insbesondere die ad-
ministrative Verortung kommunaler
EU-Zuständigkeiten sowie die konkre-
ten Voraussetzungen für einen Inter-
net- und Mailzugang am Arbeitsplatz.

■ Andererseits stehen in den Kommunen
spezifische Bedarfe im Vordergrund. In
Bezug auf den Austausch von Infor-
mationen und Erfahrungen bestehen
darüber hinaus eindeutige Prioritäten.
Gewünscht werden konkrete Informa-
tionen und „News“ aus Brüssel, beim
Erfahrungsaustausch werden persönli-
che und konkrete Kontakte den ab-
strakten Kommunikationsmöglichkei-
ten des Internet vorgezogen.

Organisatorische und technische Defizite
sind zeitspezifischer Natur; sie dürften da-
her in absehbarer Zeit bei einer immer
größeren Zahl von Kommunen weitestge-
hend abgebaut sein. Eine solche Entwick-
lung ist bei den anderen genannten Grün-
den für die mangelnde Beteiligung am EU-
Forum jedoch kaum zu erwarten. Das
„Kommunale EU-Forum“ des Difu müsste
im Falle seiner Fortführung grundlegend
verändert oder – und auch dies kann das
Ergebnis von Pilotprojekten sein – einge-
stellt werden.
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Weitere Informationen:
Dipl.-Geogr. Thomas Franke 

Telefon: 030/39001-107
E-Mail: franke@difu.de

Dr. phil., Dipl.-Ing. 
Werner Heinz

Telefon: 0221/3771-302
E-Mail: heinz@difu.de

Susanne Plagemann, M.A.
Telefon: 030/39001-274

E-Mail: plagemann@difu.de

http://www/difu.de/eu

Elektronische Difu-Post
bringt „Berichte“ ins Haus

Die „Berichte“ des Difu können nicht nur
als Printprodukt abonniert werden, auch in
elektronischer Form verschickt das Difu
seinen Newsletter.

Interessenten geben unter der Rubrik „Up-
date-Service“ auf der Difu-Homepage
oder unter http://www.difu.de/difu-news/
lediglich ihre E-Mail-Adresse an und be-
kommen ab diesem Zeitpunkt die elektro-
nische Difu-Post in ihre Mailbox. Die Ab-
bestellung ist ebenso einfach: E-Mail-
Adresse eingeben und auf „Abbestellen“
klicken.

Die Difu-Berichte in elektronischer Form
erscheinen etwa zwei bis drei Wochen vor
dem regulären Berichte-Versand, da die
Produktionsphase sowie Postlaufzeiten
eingespart werden können. Auf die übli-
cherweise beigelegten Infos wie das Se-

minarprogramm muss nicht verzichtet
werden, dieses und weitere Difu-Infos
werden ebenfalls elektronisch verschickt.
Die Berichte-Ausgaben liegen sowohl im
pdf- als auch im HTML-Format vor. Mit der
elektronischen Difu-Post werden außer-
dem Informationen verschickt, die kurz
nach Redaktionsschluss hinzukamen.

Sollten Sie Interesse am Newsletter per E-
Mail haben und fortan auf die Papierform
verzichten wollen, so teilen Sie uns dies bit-
te nach Möglichkeit schriftlich mit (Telefax:
030/39001-130, E-Mail: schmidt@difu.de,
Telefon:030/39001-208). Sie werden dann
aus dem Postverteiler genommen.

Natürlich können Sie sich auch zusätzlich
zum Postverteiler in den elektronischen
Versand eintragen.

Weitere Informationen:
Sybille Wenke-Thiem

Telefon: 030/39001-208/-209
Telefax: 030/39001-130

E-Mail: wenke-thiem@difu.de

Aufnahme in den Verteiler :
http://www.difu.de/difu-news/ 



Anlässlich der Sonder-Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen „Rio + 5“ im
Jahr 1997 ergriffen Brasilien, Deutschland,
Singapur und Südafrika eine gemeinsame
„Globale Initiative für nachhaltige Ent-
wicklung“. Eines der zentralen Anliegen
dieser Initiative ist es, weltweit Lösungen
für eine sozial- und umweltverträgliche
Stadtentwicklung zu finden, besonders für
die rasch wachsenden Metropolen in den
Entwicklungsländern. Im Rahmen dieser
Initiative lud Deutschland zur Weltkonfe-
renz URBAN 21 ein.

Mit der Rio-Konferenz hat 1992 die inter-
nationale Staatengemeinschaft die ge-
meinsame Verständigung über eine welt-
weit nachhaltige Entwicklung eingeleitet.
Auf der Weltsiedlungskonferenz HABITAT II
1996 in Istanbul wurde dieser Dialog spe-
ziell für Wohnungs- und Siedlungsfragen
vertieft. Hieran anknüpfend sollte die Welt-
konferenz URBAN 21, die vom 4. bis zum
6. Juli 2000 in Berlin stattfand, konkrete
Lösungen aufzeigen und gleichzeitig die
tragenden Visionen und handlungsleiten-
den Orientierungen für die weltweite
Stadtentwicklung im 21. Jahrhundert ent-
werfen. URBAN 21 markierte damit einen
weiteren Schritt bei den Bemühungen um
eine weltweit nachhaltige Entwicklung und
konkretisierte die Ziele der Agenda 21 und
der Habitat-Agenda.

Die Konferenz stand unter dem Motto der
Nachhaltigkeit, die bekanntlich längst
nicht mehr ausschließlich als Umweltpro-
blem, sondern als Dreiklang von Ökologie,
Ökonomie und Sozialem verstanden wird.
Als dominierendes soziales Problem der
Stadtentwicklung weltweit gelten die
wachsenden Desintegrationsprobleme,
mit denen sich die Städte konfrontiert se-
hen. Ihre traditionell zentrale Leistung der
Integration unterschiedlichster Bevölke-
rungsgruppen, seien diese als Ethnien
oder als Schichten, als Fremde oder Ein-
heimische oder durch besondere Lebens-
lagen definiert, scheint weltweit gefährdet
zu sein. An die Stelle relativer Ungleich-
heit, wie sie in zahlreichen Disparitäten-
studien der 60er und 70er Jahre themati-
siert wurde, treten, so wird zunehmend er-
kennbar, Ausschlüsse von Bevölkerungs-
gruppen, die als „überflüssig“ gelten und
deren Integration in sozialpolitische Si-
cherungen, in den Arbeitsmarkt oder in
angemessene Wohnungsversorgung zu-
nehmend prekär zu werden droht. 

Durch mehrere Podien und Vortragsreihen
zog sich dieses Thema im Rahmen der
Konferenz „Urban 21“. 

Seit längerem sind die extremen Polarisie-
rungen in Städten von Entwicklungs- und
Schwellenländern bekannt. Kleinen Grup-
pen von sehr Reichen stehen relativ kleine
Mittelschichten, aber große Zahlen von
Ausgegrenzten gegenüber, die sich in ur-
banen Elendsquartieren sammeln und als
überflüssige Bevölkerung keinerlei soziale
Bürgerrechte in Anspruch nehmen kön-
nen. Auf der Basis langer, entwickelter So-
zialstaatstraditionen sind derartige Situa-
tionen zwar in den reichen Industrielän-
dern weitgehend unbekannt, aber sowohl
in den USA und England mit eher liberaler,
residualer Sozialstaatlichkeit als auch in
Frankreich deuten sich vergleichbare Ent-
wicklungen an. Konstant hohe Arbeitslo-
sigkeit und Einschränkungen sozialstaat-
licher Leistungen z.B. im sozialen Woh-
nungsbau geben inzwischen zu der Be-
fürchtung Anlass, auch in der Bundesre-
publik Deutschland könnten ähnliche
Spaltungen der Stadtgesellschaften ent-
stehen. Segregationsprozesse scheinen
sich zu beschleunigen, und Studien zu
den Gebieten der Benachteiligten legen
nahe, dass sich die Bewohnerinnen und
Bewohner nicht einfach nur als Benach-
teiligte, sondern als Ausgegrenzte emp-
finden.
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Aus dieser Situation heraus sind sowohl
auf Bundesebene („Die Soziale Stadt“) als
auch von Kommunen bzw. Stadtstaaten
(„Quartiermanagement“ Berlin, „Die sozia-
le Stadtteilentwicklung“ Hamburg) Hilfs-
programme ins Leben gerufen worden, die
nicht nur eine bessere Versorgung der Be-
nachteiligten verfolgen, sondern einerseits
durch Ausbildungsprogramme, zum an-
deren durch Projekte freiwilliger, informel-
ler Bürgerarbeit den Bewohnern das sub-
jektive Gefühl von Nützlichkeit und Kom-
petenz zurückgeben sollen.

Im Symposium des Deutschen Instituts für
Urbanistik „Polarisierung der Stadtgesell-
schaft. Vom Disparitäten- zum Desinte-
grationsproblem“ wurden Desintegra-
tionsphänomene in den Städten der USA,
Frankreichs und Deutschlands behandelt
und anschließend die genannten Aktions-
programme diskutiert.

TeilnehmerandemSymposiumwarenProf.
Dr. Peter Marcuse, Columbia Universität
New York, Dr. Bernd Hunger, GdW Bun-
desverband Deutscher Wohnungsunter-
nehmen Berlin, Dr. Bettina Reimann, Quar-

tiermanagement Berlin, Matthias Kuhl-
mann, Lawaetz-Stiftung Hamburg, Robert
Sander, Deutsches Institut für Urbanistik
Berlin. Moderation und Einführung in das
Thema lagen bei Dr. Albrecht Göschel,
Deutsches Institut für Urbanistik Berlin.

An einem Informationstisch des Difu wur-
den anlässlich der Konferenz zehn ver-
schiedene Difu-Papers an die Konferenz-
Teilnehmer ausgegeben, die Interessierte
auch im Volltext kostenfrei über das Inter-
net beziehen können.
Occasional Papers:
www.difu.de/english/occasional

■ Heinrich Mäding, Berlin 2000. A Se-
lective Assessment of Developments
after German Unification and Pros-
pects for the Next Decade, Berlin
2000

■ Dieter Apel, Christa Böhme, Ulrike
Meyer and Luise Preisler-Holl, Scena-
rios and Potential for Settlement De-
velopment with Economy of Space
and Preservation of the Countryside,
Berlin 2000

■ Holger Floeting, Virtual Cities?! – Tele-
matics and Spatial Development, Ber-
lin 2000

■ Werner Heinz, City & Region – Coope-
ration or Coordination? An Internatio-
nal Comparison, Berlin 2000

■ Dietrich Henckel, Matthias Eberling
and Busso Grabow, The Future of
Work in the City, Berlin 2000

■ Matthias Eberling, Time Structures of
the City. Case Study Bremen, Berlin
1999

■ Heinrich Mäding, Model Cities: Ger-
man Experience with Best Practice
Competitions, Berlin 1999

■ Werner Heinz, Growing Discrepancies
in Current German Urban Develop-
ment, Berlin 1997

■ Dietrich Henckel, Fields for Decision-
Making on the Future of the City, Ber-
lin 1997

■ Heinrich Mäding and Carlo Kallen,
Local Climate Protection Policy in the
Federal Republic of Germany, Berlin
1997

Time Structures

of the City

The Case Study

Bremen
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Virtual Cities?! –
Telematics and
Spatial
Development

A Selective
Assessment of
Developments
after German
Unification and
Prospects for theNext Decade

The Future of
Work in the City

City & Region –

Cooperation or

Coordination?
An Internatio-
nal Comparison

Scenarios and

Potential for 

Settlement of 

Development with

Economy of Space

and Preservation 

of the Countryside

Model Cities:German
Experience withBest PracticeCompetitions

Weitere Informationen:
Dr. Albrecht Göschel

Telefon: 030/39001-235
E-Mail: goeschel@difu.de

Die Occasional Papers
finden Sie im Internet unter:

www.difu.de/english/occasional
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Interkommunaler Erfahrungs-
austausch Stadterneuerung

Vom 10. bis 12. Mai veranstaltete das Difu
den „30. Interkommunalen Erfahrungs-
austausch Stadterneuerung und Sozial-
planung“, der in diesem Jahr in Koopera-
tion mit der Senatsverwaltung für Stadt-
entwicklung in Berlin durchgeführt wurde.
Seit 1972 findet dieser Erfahrungsaus-
tausch jeweils in einer anderen Zuwen-
derstadt des Difu statt. In Zusammenar-
beit mit den Gastgeberstädten werden
„vor Ort“ Projekte und Verfahren der
Stadterneuerung präsentiert und disku-
tiert. Das Difu bietet damit vor allem für
Stadterneuerer und Planungspraktiker
seiner Zuwenderstädte ein Kommunikati-
onsforum zur Umsetzung sozialer und
städtebaulicher Ziele im Rahmen der Dau-
eraufgabe Stadterneuerung. Rund 120
Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus dem
gesamten Bundesgebiet beteiligten sich
in diesem Jahr an den Diskussionen und
Exkursionen.

Der diesjährige Erfahrungsaustausch wur-
de als Rahmenveranstaltung zur „Weltkon-
ferenz zur Zukunft der Städte – URBAN 21“
durchgeführt und deshalb um folgende in-
ternationale Aspekte und Berichte er-
gänzt: 

■ Ansätze einer sozial orientierten Stadt-
entwicklungspolitik in den Niederlan-
den (Prof. Jürgen Rosemann, Univer-
sität Delft), 

■ Handlungskonzepte der Stadtentwick-
lung in Großbritannien (Pd. Dr. Dirk
Schubert, TU Hamburg-Harburg) und
Frankreich (Oliver Frey, Difu) sowie 

■ Entwicklungsperspektiven für Groß-
siedlungen in osteuropäischen Städ-
ten (Heike Liebmann, Institut für Re-
gionalentwicklung und Strukturpla-
nung IRS).

Im Zentrum des Erfahrungsaustauschs
stand die Berliner Stadterneuerungspoli-
tik. Seit der Vereinigung sind hier Projekte
und Maßnahmen zur Stadterneuerung,
Stadtentwicklung und zum Stadtumbau in
bis dahin nicht gekannten Dimensionen
angestoßen und umgesetzt worden. Die-
ter Geffers (Senatsverwaltung für Stadt-
entwicklung) betonte, dass angesichts
begrenzter Finanzen und zunehmender
Segregation für die Berliner Stadterneue-
rungspolitik neue Prioritäten zu setzen

sind sowie bestehende Förderungen und
Instrumente überdacht und weiterent-
wickelt werden müssen. Außerdem gehe
es darum, neue Entwicklungs- und Hand-
lungsperspektiven für Bewohner, Nach-
barschaften, lokale Wirtschaft und Inve-
storen aufzuzeigen. In Berlin werden im
Rahmen des „Aktionsplans Soziale Stadt-
erneuerung“ gegenwärtig vier benachtei-
ligte Gebietskulissen gefördert:

■ 30 förmlich festgelegte Sanierungsge-
biete,

■ 27 Großsiedlungen des sozialen Woh-
nungsbaus,

■ 17 Großsiedlungen in Plattenbauweise,
■ 15 Quartiermanagement-Gebiete mit

besonderem Entwicklungsbedarf, 
■ sechs Entwicklungsgebiete.

In diesen Gebieten leben rund eine Million
Menschen, dies sind etwa 30 Prozent der
Einwohnerschaft Berlins.

Am Beispiel ausgewählter Stadterneue-
rungsgebiete, in die im Anschluss an die
Veranstaltung Exkursionen durchgeführt
wurden, wurde das breite Spektrum der
Berliner Stadterneuerung thematisiert:

Deutsches Institut für Urbanistik
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■ Prenzlauer Berg als Gründerzeitquar-
tier und die Spandauer Vorstadt als
historisches Stadterweiterungsgebiet
mit Aspekten der behutsamen Altbau-
erneuerung einschließlich ergänzen-
der Neubebauung und des Denk-
malschutzes, mit Problemen des Er-
halts preiswerten Wohnraums, der
Nutzungsmischung, der Neu- und
Umnutzung alter Gewerbebauten, der
Erneuerung und Wiederherstellung
sozialer Infrastruktur und öffentlicher
Plätze sowie der Einrichtung eines
qualifizierten Quartiermanagements;

■ Oberschöneweide mit Aspekten der
Quartiererneuerung und der Einrich-
tung eines Quartiermanagements
sowie der Neu- und Nachnutzung
denkmalwürdiger Industrieanlagen,

■ die Großsiedlungen Marzahn und Hel-
lersdorf mit Aspekten des Leerstands-
managements, der weiteren Finanzie-
rung von Modernisierung und Wohn-
umfeldverbesserung, der Nachnut-
zung nicht mehr benötigter sozialer
Einrichtungen sowie eines mieterori-
entierten Wohnungsmanagements.

Vor allem aus der Abschlussdiskussion er-
gaben sich weiterführende Hinweise für
die Stadterneuerungspolitik: 

■ Qualitative Aspekte der Bestandsver-
besserung und -entwicklung werden
zukünftig eine größere Rolle in der
Erneuerungspolitik spielen als bisher.
Dies gilt sowohl für innerstädtische
Altbauquartiere als auch für die Groß-
siedlungen. Intensiver zu klären ist da-
bei, für welches Klientel Stadterneue-
rung betrieben werden soll.

■ Erneuerungspolitik sollte stärker als
bisher auch den Um- und Ausbau der
sozialen, kulturellen und technischen
Infrastruktur sowie die qualitative Auf-
wertung öffentlicher Räume zum Ge-
genstand haben.

■ Angesichts anhaltender Suburbanisie-
rung, der demografischen Entwick-
lung (Zunahme alter Menschen) und
wachsender Leerstände gilt es, Stadt-
entwicklungs- und Stadterneuerungs-
politik auch unter der Perspektive der
„schrumpfenden Stadt“ zu betreiben.

■ Voraussetzung für eine sozialorientier-
te Stadtteilentwicklung und Stadter-
neuerung sind integrative Handlungs-
konzepte, bei denen baulich-städte-
bauliche Erneuerung mit Maßnahmen
der Sozial-, Jugend-, Arbeitsmarkt-
und Ausländerpolitik verknüpft wer-
den. Dabei geht es besonders um die
ressortübergreifende Bündelung von
Mitteln und ein qualifiziertes Manage-
ment auf Quartierebene, wie dies in
dem Bund-Länder-Programm „Soziale
Stadt“ angelegt ist. Die Umsetzung
einer solchen Politik stößt bisher aller-
dings noch auf institutionelle Barrie-
ren.

■ Bewohner- und Nutzermitwirkung
sind zentrale Voraussetzungen für das
Gelingen integrativer Erneuerungs-
strategien; der Zugang zu einzelnen
Bevölkerungs- und Bewohnergruppen
ist jedoch nicht immer einfach und
erfordert differenzierte Beteiligungs-
formen und Motivationsstrategien.
Quartiermanagement benötigt politi-
sche, gesellschaftliche und admini-
strative Rückendeckung, um in den
Quartieren wirksam zu werden. 

Das Difu wird sich vor allem im Rahmen
der Begleitung des Programms „Soziale
Stadt“ mit diesen Themenkomplexen wei-
ter befassen. Der Erfolg einer integrativen
Stadtteil- und Stadtentwicklungspolitik
wird letztlich daran gemessen, inwieweit
es gelingt, in den Quartieren mit besonde-
rem Entwicklungsbedarf weitgehend sich
selbst tragende Strukturen zu schaffen.

Zum Abschluss der Veranstaltung ver-
ständigten sich die Teilnehmer darauf,
dass der nächste Erfahrungsaustausch im
Jahr 2001 in Cottbus stattfinden soll. Die
Stadt Cottbus plant dann, „10 Jahre
Stadterneuerung in Cottbus“ zu präsen-
tieren.

Difu-Berichte 2/200020

Weitere Informationen:
Dr. Heidede Becker

Telefon: 030/39001-298
E-Mail: h.becker@difu.de
Dipl.-Soz. Robert Sander

Telefon: 030/39001-267
E-Mail: sander@difu.de

Podiumsdiskussion zum Thema „Neue Anforderungen und Aufgaben für Stadterneuerung und Innenstadtent-
wicklung“ mit (von links): Prof. Urs Kohlbrenner, Planergemeinschaft Dubach-Kohlbrenner, Berlin; Cornelius van
Geisten, S.T.E.R.N. GmbH, Berlin; Dr. Heidede Becker/Robert Sander, Difu; Monica Schümer-Strucksberg, Se-
natsverwaltung für Stadtentwicklung, Berlin; Prof. Dr. Jürgen Rosemann, Technische Universität Delft. 
Photo: Wolf-Christian Strauss



Im März 1999 wählte eine unabhängige
Jury die Städte Bremen, Esslingen und den
Städteverbund Nürnberg als Preisträger
unter insgesamt 136 Teilnehmern im Städ-
tewettbewerb Multimedia MEDIA@Komm
aus. Mit diesem Wettbewerb unterstützt
das Bundesministerium für Wirtschaft und
Technologie (BMWi) die Entwicklung und
Erprobung von innovativen multimedialen
Anwendungen in Städten und Gemein-
den. In den nächsten drei Jahren sollen die
Preisträger rund 50 Millionen DM für die
Realisierung ihrer prämierten Konzepte er-
halten.

Die angestrebten Impulse für die kommu-
nale Ebene sind vielfältig:

■ Technische Möglichkeiten zur Verbes-
serung der verwaltungsinternen Effi-
zienz sowie zur Steigerung der Kun-
denzufriedenheit im Prozess der Ver-
waltungsmodernisierung sollen er-
kannt und genutzt werden. In diesem
Zusammenhang spielen Entwicklung
und Nutzung der digitalen Signatur
eine wichtige Rolle.

■ Wirtschaftliche Potenziale in zukunfts-
trächtigen Branchen des gesamten
IuK-Bereichs sollen auf kommunaler
und regionaler Ebene – etwa durch die
Dynamisierung des Mittelstandes – ak-
tiviert werden. Hiervon erwartet man
auch positive Beschäftigungseffekte.

■ Bürgerpartizipation soll durch die tech-
nikgestützte Verbesserung der Trans-
parenz des „elektronischen Rathau-
ses“ gestärkt werden.

■ Durch kontinuierlichen Informations-
transfer aus den Preisträgerstädten in
die kommunale Landschaft sowie den
organisierten Erfahrungsaustausch
sollen für alle interessierten Städte
und Gemeinden Möglichkeiten zur
Nachahmung und Übertragung er-
probter Konzepte geschaffen werden. 

Begleitforschung und Aufbau eines
Kooperations- und Kommunikations-
netzwerks 
Unter Federführung des Difu wird durch
eine wissenschaftliche Begleitforschung
die Realisierung der Teilprojekte in den

Preisträgerstädten unterstützt. Das Kon-
sortium besteht aus vier Einrichtungen
oder Institutionen: Deutsches Institut für
Urbanistik (Difu), Berlin; DIN Deutsches
Institut für Normung e.V., Berlin; Hans-
Bredow-Institut für Medienforschung
(HBI) in Verbindung mit der Forschungs-
stelle Recht und Innovation (CeRI), Ham-
burg, sowie TÜV Informationstechnologie
GmbH (TÜViT), Essen.

Neben klassischen Forschungsaufgaben
besteht die zentrale Aufgabe im Rahmen
von MEDIA@Komm in dem Aufbau eines
Kooperations- und Kommunikationsnetz-
werks, das den Bedarf an Erfahrungsaus-
tausch und Wissenstransfer decken so-
wie als Kommunikations- und Diskus-
sionsplattform, aber auch der Darstellung
von Best Practices dienen soll.

Der hiermit angestrebte Informations- 
und Erfahrungsaustausch zwischen den
drei Preisträgerkommunen, allen weiteren
Städten und Gemeinden in Deutschland,
aber auch den Entwicklern von techni-
schen Lösungen, den Bürgern und Unter-
nehmen als potenziellen Anwendern so-
wie möglichen Multiplikatoren aus Medi-
en, Wissenschaft usw., wird auf verschie-
denen Wegen organisiert. Neben öffentli-
chen Veranstaltungen und Printmedien ist
der neu eingerichteten Informations- und
Kommunikationsplattform im Internet
(www.mediakomm.net) eine zentrale Rol-
le zugedacht. Das Angebot bietet Nutzer-
innen und Nutzern viele Möglichkeiten:

Informationen über ...

■ Hintergrund und Verlauf des Städte-
wettbewerbs MEDIA@Komm;

■ aktuelle Projekte und Aktivitäten in den
Preisträger- und anderen Städten im
Zusammenhang mit MEDIA@Komm;

■ Hintergrund und Grundlagen, Positio-
nen, Kontaktadressen usw., geordnet
nach Themen (u.a. digitale Signatur,
elektronisches Rathaus, elektronischer
Marktplatz) und Rubriken (Beiträge und
Aufsätze, Best Practices, usw.);

■ qualifizierte Linklisten, Veranstaltungs-
hinweise usw.
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Kommunikation und Interaktion (Realisie-
rung in der zweiten Ausbaustufe) durch ...

■ moderierte Foren sowohl zu Grund-
satzfragen als auch u.a. zu rechtlichen
oder technischen Fachfragen; 

■ Kooperations-/Kontaktbörsen mit der
Möglichkeit des wechselseitigen „Ge-
bens und Nehmens“.

Start der Konzeptrealisierung und der
Begleitforschungsaktivitäten
Die drei Preisträger begannen ihre Kon-
zeptrealisierung etwa zum Jahreswechsel
2000 jeweils mit offiziellen Auftaktveran-
staltungen, nachdem sie und ihre privaten
Projektpartner das formelle Antragsver-
fahren für die Fördermittel des Bundes ab-
geschlossen hatten. Zurzeit laufen die
Vorarbeiten zur Umsetzung der ersten
Teilprojekte.

Die erste Bestandsaufnahme der Begleit-
forschung – dazu werden Arbeitspapiere
herausgegeben – zeigte u.a. die enorme
Dynamik auf, mit der sich zum Teil auch
grundlegende Rahmenbedingungen für
die Konzepte der Preisträger, beispiels-
weise im Bereich der rechtlichen Grundla-
gen, der technischen und sicherheitstech-
nischen Möglichkeiten, der Marktentwick-
lung von Hard- und Softwareprodukten
usw., verändern oder weiterentwickeln.

Ein erster durch das Hans-Bredow-Institut
organisierter Workshop zu rechtlichen
Fragen bot ein Forum für den Austausch
und Wissenstransfer zwischen Regie-
rungsbehörden und der Praxis. In erster
Linie wurden die großen Unsicherheiten
hinsichtlich der Folgen der elektronischen
Signatur für die Verwaltung thematisiert.
Diese Unsicherheiten betreffen die beste-

henden rechtlichen Grundlagen ebenso
wie die notwendig gewordene Weiterent-
wicklung des deutschen Signaturgesetzes
anlässlich der Ende 1999 in Kraft getrete-
nen EU-Richtlinie und weitere rechtliche
Anpassungserfordernisse. Die Veranstal-
tung hat bei den beteiligten Akteuren Wis-
sen vermittelt und das Bewusstsein für
rechtliche Fragestellungen geschärft. 

In Folge eines ersten Workshops zu Nor-
mungs- und Standardisierungsfragen ini-
tiiert das Deutsche Institut für Normung
e.V. (DIN) Arbeitsgruppen, die im Hinblick
auf die zu entwickelnden technischen und
inhaltlichen (Produkte, Geschäftsprozes-
se) Lösungen für das „elektronische Rat-
haus“ sowie den „elektronischen Markt-
platz“ die normungs- und standardisie-
rungsrelevanten Fragen diskutieren und
gegebenenfalls die entsprechenden Ver-
fahren in Gang setzen werden.

Der weitere Projektverlauf
Für die Projektlaufzeit ist in jedem Jahr je-
weils eine große öffentliche Fachveran-
staltung in einer der drei Preisträgerstäd-
te vorgesehen. Hierdurch bietet sich den
dortigen Akteuren, dem Fachpublikum
und Multiplikatoren die Möglichkeit, den
erreichten Stand der Maßnahmen darzu-
stellen sowie sich über Erfahrungen und
Probleme auszutauschen, das heißt, „aus
der Praxis für die Praxis“ zu diskutieren.
Am 4. und 5. September findet die erste
Veranstaltung in Bremen zum Themenbe-
reich „Virtuelles Rathaus“ statt. Im Jahr
2001 wird sich die Veranstaltung in Esslin-
gen dem Themenkomplex „Bürgerpartizi-
pation“ widmen, 2002 soll in Nürnberg der
Schwerpunkt „elektronische Marktplätze“
im Mittelpunkt stehen.

Aktuelle Informationen im Zusammen-
hang mit MEDIA@Komm sind am schnells-
ten über das von der Begleitforschung be-
treute Informations- und Kommunika-
tionsportal im Internet zu beziehen. Das
dort gebündelte Angebot wird sich eben-
so wie die MEDIA@Komm-Projekte dyna-
misch entwickeln. Darüber hinaus werden
Newsletter und Arbeitspapiere über den
Stand der Aktivitäten der Preisträger und
der Begleitforschung informieren. 

Durch die konsequente Nutzung der Web-
basierten Möglichkeiten der Information
und Kommunikation – insbesondere durch
die Kommunen – sollen eine breit ange-
legte Diskussion und Impulse zur Nutzung
der sinnvoll erscheinenden Möglichkeiten
der Anwendung von IuK-Technologien in
den Städten und Gemeinden entstehen.
Gleichzeitig wird ein Forum für den Aus-
tausch über Hemmnisse, Risiken usw. des
IuK-Einsatzes und seiner Folge- und
Wechselwirkungen geboten.
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Am 10. April 2000 startete im Berliner
Ernst-Reuter-Haus der Ideenwettbewerb
„Stadt 2030“. Rund 160 Gäste waren der
Einladung des Bundesministeriums für
Bildung und Forschung gefolgt, sich über
Intention, Ziel und Verfahren des Wettbe-
werbs „Stadt 2030“ zu informieren. Die
Teilnehmer kamen annähernd zu gleichen
Teilen aus Kommunen sowie wissen-
schaftlichen Institutionen und Beratungs-
einrichtungen. 

Die vom Difu organisatorisch und inhalt-
lich vorbereitete Veranstaltung gliederte
sich in zwei Teile. Zunächst präsentierten
Dr. Stephan Articus, Hauptgeschäftsfüh-
rer des Deutschen Städtetages, Dr. Rainer
Jansen, Referatsleiter im Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung sowie
Dieter Geffers von der Berliner Senatsver-
waltung für Stadtentwicklung ihre Sichten
auf aktuelle und drängende Probleme der
Stadtentwicklung der kommenden Jahre
und Jahrzehnte. In einem umfangreichen
Grundsatzreferat formulierte anschließend
Prof. Dr. Heinrich Mäding, Leiter des Deut-
schen Instituts für Urbanistik, den For-
schungs- und Entwicklungsbedarf der
deutschen Städte für die kommenden
Jahre. Im zweiten Tagungsteil erhielten die
Teilnehmer in drei parallelen Arbeitsgrup-
pen und einem Abschlussplenum die Ge-
legenheit, inhaltliche und organisatorische
Bedingungen für die Bearbeitung von
Beiträgen im Detail und aus der jeweiligen
Sicht ihrer Stadt oder ihrer wissenschaft-
lichen Einrichtung zu klären.

Die Referenten waren sich darüber einig,
dass es bei aller Problematik weit voraus-
greifender Prognosen sinnvoll und not-
wendig sei, Vorstellungen und Bilder der
zukünftigen Stadt zu entwickeln, weniger,
um diese Bilder direkt zu realisieren, als
vielmehr, um einen Informations- und For-
schungsbedarf zu definieren, der zum Er-
reichen wünschenswerter Zustände und
Entwicklungen umgesetzt werden muss.
Als „Forschung für die Förderung heute für
eine zielgenaue Förderung für die For-
schung morgen“ bezeichnete Prof. Dr.
Mäding die Intention des Wettbewerbs
„Stadt 2030“. Dass diese weiten Vorgriffe
auf ein Morgen der geschickten und intel-
ligenten Abwägung von wünschenswerter
Zukunftsvision und illusionsfreier Ein-
schätzung einer Realisierbarkeit bedürfen,
erschien allen Referenten eine begrüßens-

werte Herausforderung, die mit dem Wett-
bewerb verbunden ist.

Neben inhaltlichen Akzentsetzungen war
auch ein großer Konsens über die Not-
wendigkeit transdisziplinärer Ansätze er-
kennbar, wie sie der Wettbewerb fordert,
und vor allem über eine enge Verflechtung
von Wissenschaft und Praxis, die über
gängige Verfahren der Auftragsvergabe
von Seiten öffentlicher Träger an private
Beratungs- oder wissenschaftliche For-
schungseinrichtungen deutlich hinausge-
hen muss. Während den Wettbewerbsteil-
nehmern bei allen anderen Anforderungen
große Spielräume gewährt werden, ist die
Bedingung der engen Partnerschaft zwi-
schen Kommune und Beratungs- oder
Forschungseinrichtung bei der Antragstel-
lung und Durchführung unabdingbar. Es
wurde von den Referenten einhellig darauf
verwiesen, dass die im Ausschreibungs-
text hierzu formulierten Anforderungen
Ausschlusscharakter haben.

In der Abschlussdiskussion der Tagung, in
der den Teilnehmenden die Gelegenheit
geboten wurde, Konkretisierungen der
Ausschreibung für die Bedingungen ihrer
jeweiligen Kommune einzuholen, wurde
auf weitere häufig gestellte Fragen geant-
wortet: 

■ Jeder kommunale Teilnehmer kann
zwar mit mehreren Beratungs- und Ex-
pertengruppen kooperieren, im Rah-
men des Wettbewerbs aber nur ein-
mal als Teilnehmer in einer Partner-
schaft auftauchen. Es ist daher nicht
möglich, dass eine Kommune mit ver-
schiedenen externen Einrichtungen
verschiedene Projekte und Konzepte
entwickelt und jedes als einzelnen,
gesonderten Beitrag einreicht.Jede teil-
nehmende Kommune muss sich also
auf ein Projekt, auf eine „Vision“ ihrer
Zukunft einigen und konzentrieren.

■ Im Gegensatz dazu sei es denkbar,
dass ein wissenschaftliches oder Be-
ratungsinstitut mit mehreren Kommu-
nen kooperiert und sich daher mehr-
fach  in  unterschiedlichen  Projekten
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und Konstellationen als Partner am
Wettbewerb beteiligt. Trotzdem wurde
aber auch den externen Experten-
einrichtungen dringend nahegelegt,
ihre Kräfte zu konzentrieren.

■ Wiederholt wurde in den Diskussionen
am 10. April gefragt, ob mehrere Kom-
munen einen gemeinsamen Beitrag
einreichen können. Dies ist selbstver-
ständlich möglich und im Sinne der
Regionalisierung sogar wünschens-
wert. Allerdings müssen die beteilig-
ten Kommunen in einem regionalen
Zusammenhang stehen. Städtenetze,
die durch bestimmte Interessenlagen
oder andere Besonderheiten eine
gemeinsame Problemlage aufweisen,
aber nicht in einer Region verbunden
sind, können nicht als ein Antrag-
steller auftreten. Allerdings kann ein
Antragsteller, der Mitglied eines sol-
chen thematischen Städtenetzes ist,
auf die Übertragbarkeit seiner Proble-
me und Lösungsvorschläge verwei-
sen, die mit dem Städtenetzwerk na-
hegelegt wird. Auf diese Weise kann
die Mitgliedschaft in einem Städte-
netzwerk für die Förderungsauswahl
hilfreich sein. Regionale Zusammen-
hänge können auch grenzüberschrei-
tend sein. Die Vorgabe, dass sich die
Ausschreibung nur an deutsche Städ-
te wendet, ist also in diesem Sinne zu
relativieren.

■ Sektorale Beiträge, also Projekte die
sich zum Beispiel nur auf „Wohnen“
oder „Verkehr“ beziehen, liegen nicht
im Sinne der Ausschreibung. Es soll in
jedem Beitrag gerade um die Verflech-
tung der verschiedenen Aspekte der
Stadtentwicklung, um Verbindung und
Integration der verschiedenen Funk-
tionen der Stadt gehen.

■ Mehrfach wurde nach dem Auswahl-
verfahren, nach Kriterien und nach ei-
ner auswählenden Jury gefragt. Zu
diesen Verfahrensfragen ist zu sagen,
dass die inhaltlichen Auswahlkriterien,
soweit sie nicht aus der Ausschrei-
bung hervorgehen, aus den Beiträgen
entwickelt werden. Es bestehen keine
vordefinierten Punktesysteme, nach
denen eine Auswahl beispielsweise im
Sinne eines Ranking erfolgt. Eine Jury
im strengen Sinne wird es zumindest
bei der ersten Auswahl für die erste
Detaillierungsstufe nicht geben. For-
mal gesehen wählt das BMBF die ihm
Erfolg versprechenden Beiträge aus,
wird sich bei dieser Auswahl aber der
Beratung qualifizierter Experten und
des Deutschen Instituts für Urbanistik
bedienen. 

■ Aufgrund vieler in diese Richtung zie-
lenden Fragen wurde im Rahmen der
Veranstaltung darauf hingewiesen,
dass es sich bei dem Ideenwettbe-
werb „Stadt 2030“ nicht um einen
Städtebau- oder Architekturwettbe-
werb traditioneller Prägung handelt.
Es soll also nicht ein vom „Auslober“
vorgegebenes Problem gelöst, son-
dern vielmehr eine Problemdefinition
versucht werden, für die dann erst im
Laufe der Bearbeitungszeit Lösungs-
perspektiven entwickelt werden sol-
len.

Abschließend wurde betont, dass der mit
dem Wettbewerb „Stadt 2030“ in Gang
gesetzte Prozess von allen Beteiligten ho-
he Flexibilität verlangt. Dass auch der Trä-
ger des Wettbewerbs, das Bundesminis-
terium für Bildung und Forschung, bemüht
ist, diese Flexibilität zu entwickeln, wurde
auch daran deutlich, dass auf Drängen der
Tagungsteilnehmer spontan der Abgabe-
termin für die ersten Skizzen vom 31. Mai
auf den 16. Juli 2000 verschoben wurde
(wie bereits in den Difu-Berichten1/2000
veröffentlicht). Diese Entscheidung wurde
mit Applaus begrüßt, da sie besonders für
die Kommunen eine deutliche Erleichte-
rung bei den unvermeidlichen verwal-
tungsinternen Abstimmungen bedeutet.
Auch diese neuen Termine sind im Internet
festgehalten. Und schließlich sei noch an-
gemerkt, dass der letzte formale Bewilli-
gungsbescheid für die Durchführung des
Wettbewerbs von Seiten des Haushalts-
ausschusses des Deutschen Bundesta-
ges nun vorliegt, so dass jetzt auch die fi-
nanziellen Mittel freigegeben sind. 

Alle Vorträge und Grußworte sowie weite-
re detaillierte Informationen über den
Wettbewerb stehen in der Volltextversion
im Internet http://www.stadt2030.de.
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Rund 160 Interessierte aus Kommunen sowie wissenschaftlichen oder Beratungsinstitutionen
besuchten die Auftaktveranstaltung.

Weitere Informationen:
Dr. Albrecht Göschel 

Telefon: 030/39001-235
E-Mail: goeschel@difu



Mit DEMOS bietet das Difu seinen Zuwen-
derstädten eine umfangreiche Dokumen-
tation der kommunalen Umfragepraxis.
Die Datenbank ermöglicht einen Zugriff auf
sozialwissenschaftlich fundierte Befragun-
gen, welche die Kommunen selbst durch-
führen oder in Auftrag geben. Zudem wur-
den Befragungen durch Dritte (z.B. For-
schungseinrichtungen, Universitäten) auf-
genommen, wenn ihre Thematik von kom-
munalem Interesse ist.

Die Stadtverwaltungen bedienen sich vor
allem bei der Vorbereitung von Befragun-
gen der DEMOS-Datenbank, um nach ver-
gleichbaren Praxisbeispielen zu suchen:

Welche Stadt hat zu einem bestimmten
Thema bereits Befragungen durchge-
führt? Welche Methoden wurden dabei
mit welchem Erfolg eingesetzt? Welche
Fragestellungen haben sich bewährt? Wie
kann der interkommunale Ergebnisver-
gleich gefördert werden? 

Zusätzlich liefern die DEMOS-Beschrei-
bungen zusammengefasste Informatio-
nen und Hinweise auf weiterführende Un-
terlagen.

Zur Zeit enthält DEMOS 1330 standardi-
sierte Beschreibungen kommunaler Um-
fragenzunahezuallenkommunalen Hand-
lungsfeldern. Besonders häufig wurden in
letzter Zeit Befragungen aufgerufen, die
im Zusammenhang mit der Modernisie-
rung der Verwaltung stehen. Die Verwal-
tungsmodernisierung hat in vielen Städten
zu zusätzlichen Befragungsaktivitäten 
geführt (beispielsweise allgemeine Bür-
gerbefragungen, Mitarbeiterbefragungen,

Kundenbefragungen). Diese Tendenz wird
auch bei der Auswertung der DEMOS-
Nachfrage sichtbar.

Von großer Bedeutung ist die Möglichkeit,
den jeweils verwendeten Fragebogen er-
halten zu können. Bisher wurden den In-
teressenten aus den Städten Kopien von
Fragebogen auf Anfrage zugeschickt. Der
„Fachbereich Kommunale Umfragen“ des
Verbandes Kommunaler Städtestatistiker
hatte anlässlich seiner Frühjahrstagung im
Jahre 1999 die Anregung gegeben, die
Fragebogen direkt in die DEMOS-Daten-
bank zu integrieren. Das Difu hat diesen
Vorschlag aufgegriffen und umgesetzt:

Seit Beginn 2000 steht DEMOS – wie übri-
gens auch das Literaturnachweissystem
ORLIS – den Zuwenderstädten des Insti-
tuts online zur Verfügung.

Bei „Neuzugängen“ für die DEMOS-Da-
tenbank wird künftig der Fragebogen,
wenn er von den Kommunen selbst ent-
wickeltwurde,eingescanntundsomit zum
Standardinformationsangebot gehören.
Seit März diesen Jahres erfolgt eine kon-
tinuierliche Nacherfassung des DEMOS-
Bestands. Gegen Jahresende werden et-
wa 400 Befragungsnachweise auch den
gescannten Fragebogen enthalten. Diese
Fragebogen können über Demos recher-
chiert und vor Ort ausgedruckt werden.
Unabhängig davon können weiterhin Ko-
pien von Fragebogen gegen ein Entgelt
von 0,50 DM pro Seite beim Difu in Auftrag
gegeben werden. Für die Zuwenderstäd-
te des Difu ist dieser konventionelle Ko-
pierdienst kostenfrei.
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DEMOS: Fragebogenmuster
für kommunale Umfragen

Kommunalwissenschaftliches
Informationszentrum

Weitere Informationen:

Gerlinde Behrendt, M.A.
Telefon: 030/39001-273
E-Mail: behrendt@difu.de

Dr. Michael Bretschneider
Telefon: 030/39001-281
E-Mail: bretschneider@difu.de

Postalische Anfragen: 
Deutsches Institut 
für Urbanistik, DEMOS, 
Straße des 17. Juni 112,
10623 Berlin

Internet: www.difu.de/extranet
(nur für Zuwenderstädte frei)



Nach der programmatischen Neuorientie-
rung von Kulturpolitik in der Reformbewe-
gung der 70er Jahre, die unter dem
Schlagwort „Kultur für alle“ Kulturpolitik
weitgehend in Sozialpolitik integrierte, und
nach der Ökonomisierung von Kulturpoli-
tik in den späten 80er und 90er Jahren, die
Kultur als Standortfaktor zu begründen
suchte, deutet sich gegenwärtig eine neue
Umorientierung an. Zum einen drängen
sich mit wachsenden Ungleichheits- und
Desintegrationsproblemen in den Städten
normative Fragen des Zusammenlebens
als Gegenstand von Kulturpolitik wieder
stärker in den Vordergrund, wie sie im Kul-
turstaatsparadigma zwar als Begründung
von Kulturpolitik gelten, sowohl in der so-
zial- als auch wirtschaftspolitischen Inter-
pretation jedoch zunehmend aus dem
Blick gerieten. Zum anderen wird im Rah-
men der Bemühungen um einen „schlan-
ken Staat“ und angesichts chronischer
Defizite in den öffentlichen Haushalten
auch die Kommune als Ebene staatlicher
Politik gesehen. Auch Kommunen sehen
sich mit der Forderung nach Verringerung
ihrer Ausgaben und Übertragung von Auf-
gaben an private Akteure konfrontiert.
Dies ist besonders bei freiwilligen Leis-
tungen naheliegend, für die keine gesetz-
lichenVerpflichtungen zurRealisierungbe-
stimmterVersorgungsstandardsbestehen.

Dies scheint die „Stunde der aktiven Bür-
gergesellschaft“ in der Kulturpolitik und in
anderen Politikfeldern zu sein. In Form von
Stiftungen, ehrenamtlicher Tätigkeit und
privaten Initiativen soll die Bürgerschaft,
die Bevölkerung selbst, Aufgaben des
Staates, zu dem in diesem Sinne auch die
Kommune gezählt wird, übernehmen, weil
sie einerseits als kompetenter gilt und an-
dererseits auf diesem Wege Entlastungen
der öffentlichen Träger erreicht werden
sollen.

Diese Überzeugung  resultiert aus der Vor-
stellung, dass private Akteure einerseits
beispielsweise flexibler seien und daher
angemessener auf Innovationen in der
Kunst reagieren könnten. Andererseits
seien sie bevölkerungsnäher, eben „die
Bevölkerung“, und trügen daher eher als
öffentliche Verwaltungen und Einrichtun-
gen zur Identifikation der Bürger mit dem
Gemeinwesen bei.

Auf einer kulturpolitischen Tagung der
Stadt Ulm am 25. und 26. Februar 2000
wurden entsprechende Konzepte in meh-
reren Referaten vorgetragen. Nun trifft es
zweifellos zu, dass in vielen kommunalen
Kultureinrichtungen wenig Verständnis für
Forderungen nach Bürgernähe oder Ver-
antwortung gegenüber dem Gemeinwe-
sen zu spüren ist. Häufig verfolgt ein hoch
professionelles Personal kunstinterne,
künstlerisch bestimmte Standards und
Kriterien und sieht keine Möglichkeiten für
Anregungen aus Mitbestimmung und Mit-
sprache der Bürgerschaft. Zum anderen
mögen haushalts- und tarifrechtliche Bin-
dungen zu einer gewissen Schwerfällig-
keit in den Programmgestaltungen beitra-
gen, obwohl sie natürlich die soziale Si-
cherheit des Personals garantieren – eine
Qualität deutscher Kultureinrichtungen,
die nicht leichtfertig unterschätzt werden
sollte. 

Bei allem Verständnis für Kritiken an kom-
munaler Kulturpolitik, die zweifellos durch
die Integration in Sozial- und Wirtschafts-
politik ihre normative Aufgabe häufig aus
dem Blick verloren hat und die trotz ihres
sozialpolitischen Anspruchs eine Umver-
teilung „von unten nach oben“ geblieben
ist, scheint jedoch auch die Übertragung
wesentlicher Aufgaben auf Private nicht
problemlos zu sein. Zum einen würde eine
Reduktion ihrer freiwilligen Leistungen die
Kommune noch mehr von einer Körper-
schaft eigenständiger, vorstaatlicher Wil-
lensbildung zum Durchführungsorgan
staatlicher Politik degenerieren lassen.
Zum anderen wäre zu befürchten, dass ei-
ne zunehmende Privatisierung öffentlicher
Leistungen, selbst wenn dies ohne expli-
zite Gewinnabsichten geschieht, soziale
Ungleichheit vergrößert. Darüber hinaus
würden öffentlich relevante kulturelle Ent-
scheidungen an den Willen Privater ge-
bunden, die keinem politischen Mandat
unterliegen. Es ist kaum zu erwarten, dass
diese beiden Folgen einer Privatisierung
von Kulturpolitik zur Identifikation mit dem
Gemeinwesen beitragen. Im Gegenteil
wirkt die zunehmende Betonung kulturel-
ler Identität und Identifikation häufig fast
beschwörend angesichts der wachsen-
den Ungleichheiten und Desintegrations-
phänomene in zahlreichen Städten.
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Kulturpolitik in der aktiven
Bürgergesellschaft
Eine neue Wende in der Kulturpolitik?

Mit dem Konflikt zwischen
öffentlicher und privater

Kulturförderung, wie er in
der Wende zu einer „akti-

ven Bürgerschaft“ ent-
steht, mit den Ansprüchen

beider Seiten und mit
denkbaren Kompromissen

befasst sich die Aktuelle
Information „Kulturpolitik
in der aktiven Bürgerge-

sellschaft“.

Weitere Informationen:
Dr. Albrecht Göschel

Telefon: 030/39001-235
E-Mail: goeschel@difu.de

Bestellung:
siehe Bestellschein
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EU-Projekt IANUS gestartet
Erfolgreiche Bewerbung am EU-Forschungsprogramm

Mit der Bewertung öffentlicher Gebäude
und Dienstleistungen gibt es bisher nur
wenige Erfahrungen. Im Rahmen des IA-
NUS-Projekts sollen Verfahren entwickelt
werden, mit deren Hilfe städtische Ent-
scheidungsprozesse bei den Investitionen
in öffentliche Gebäude und Dienstleistun-
gen durch die Auswertung der Erfahrun-
gen mit bestehenden Gebäuden entschei-
dend verbessert werden. IANUS ist die
Abkürzung für „Indicators System to As-
sess New Urban Services“, also für ein In-
dikatorensystem zur Bewertung neuer
städtischer Gebäude und Dienstleistun-
gen. Dieses System soll insbesondere aus
Indikatoren zur Bewertung der Funktiona-
lität, der Umweltqualität, der ökonomi-
schen Tragfähigkeit und der Nutzerzufrie-
denheit bestehen.

Zur Durchführung des Projekts wurde ein
Konsortium aus Gemeindeverbänden und
wissenschaftlichen Instituten aus fünf eu-
ropäischen Ländern gebildet: Deutsch-
land, Frankreich, Großbritannien, Italien,
Spanien. Federführend ist die Diputació
de Barcelona, ein wichtiger Gemeindever-
band der Provinz Barcelona; das Difu ist
einer der weiteren vier Hauptauftragneh-
mer. Dieses Konsortium hat sich an der
ersten Ausschreibung „Cities of Tomorrow
and Cultural Heritage“ im Rahmen des
Fünften Forschungsprogramms der EU be-

teiligt. Der Vorschlag für das IANUS-For-
schungsprojekt wurde von den EU-Gut-
achtern als sehr wichtig erachtet, so dass
das Projekt zügig begonnen werden konn-
te: Noch im Dezember 1999 wurde der
Konsortialvertrag unterzeichnet, die end-
gültige Bewilligung durch die EU erfolgte
zum 1.2.2000.

Das Difu wird im Rahmen dieses Projekts
insbesondere die Gruppe der ökonomi-
schen Indikatoren untersuchen. Unter an-
derem sollen dazu die Erfahrungen deut-
scher Städte mit dem Gebäudemanage-
ment genutzt werden. Mit dieser Zielset-
zung und zum Test des geplanten Ge-
samtsystems wird das Difu eng mit der
Stadt Herne zusammenarbeiten. Die Er-
gebnisse sollen aber auch anderen Zu-
wenderstädten des Difu zur Verfügung ge-
stellt werden. Die Zeitplanung sieht vor,
dass noch im Jahr 2000 das theoretische
Konzept erstellt und 2001 nach einer Test-
phase mit der „systematischen Verteilung
des Wissens” begonnen wird. Auch die
Universitäten sollen von den Erkenntnis-
sen des IANUS-Projekts profitieren: Hier-
für werden spezielle Materialien erstellt.

Weitere Informationen: 
Dipl.-Volkswirt Michael Reidenbach 
Telefon: 030/39001-295
E-Mail: reidenbach@difu.de

Unterzeichnung der IANUS-Verträge am 17.12.1999 in Barcelona Photo: Diputació de Barcelona 
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__Expl. Stadt & Region – Kooperation oder Koordination?
Ein internationaler Vergleich
Hrsg. von Werner Heinz
2000. 568 S., Abb., Tab., Übersichten,
DM 73,35, ISBN 3-17-016621-2

__Expl. Zukunft der Arbeit in der Stadt
Von Dietrich Henckel, Matthias Eberling 
und Busso Grabow
1999. 416 S., 37 Abb., 20 Tab., 14 Übersichten,
2 Karten, DM 68,25
ISBN 3-17-016363-9

Difu-Beiträge zur Stadtforschung
__Expl. Städtebauliche Verträge – ein Handbuch 

Zweite, grundlegend überarbeitete und 
erweiterte Auflage
Von Arno Bunzel, Diana Coulmas und 
Gerd Schmidt-Eichstaedt
1999. Bd. 31. 328 S., 38 Regelungsbeispiele, 
6 Übersichten, Sachregister, DM 62,– 
ISBN 3-88118-292-6

__Expl. Zwischen Pflichtaufgaben und wirtschaftlicher
Betätigung – kommunale Abfallentsorgung 
in der Kreislaufwirtschaft
Von Stephan Tomerius
1999. Bd. 30. 420 S., 19 Übersichten, 4 Satzungs-
beispiele, Stichwortregister, DM 82,–
ISBN 3-88118-291-8

__Expl. Ökologisch orientierte Wirtschaftspolitik –
ein neues kommunales Handlungsfeld
Von Beate Hollbach-Grömig
1999. Bd. 29. 264 S., 8 Abb., 12 Tab., 9 Übersichten, 
DM 48,–
ISBN 3-88118-285-3

Materialien
__Expl. Information, Kommunikation und Multimedia

in den Städten
Teil II: Handlungsfelder Wirtschaft/Arbeit und 
Infrastruktur (in Vorbereitung)
Von Busso Grabow
Ca. 100 S., Schutzgebühr ca. DM 35,–
ISBN3-88118-990-4

__Expl. Probleme der Stadtentwicklung und 
Kommunalpolitik 1999
Bearb. von Michael Bretschneider
Bd. 2/2000. 104 S., Schutzgebühr DM 35,–
ISBN 3-88118-299-3

__Expl. Beiträge für eine sozial-integrative Wohnungspolitik
Hrsg. von Claus-Peter Echter und Burkhard Hintzsche
Bd. 1/2000. 162 S., Schutzgebühr DM 35,–
ISBN 3-88118-298-5

__Expl. Kommunale Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und
Beschäftigungspolitik im Vergleich. Fallstudien 
zum Projekt „Zukunft der Arbeit in der Stadt“
Hrsg. von Dietrich Henckel
Bd. 9/99. 352 S., Abb., Tab., Schutzgebühr DM 50,–
ISBN 3-88118-295-0

__Expl. Information, Kommunikation und Multimedia
in den Städten
Teil I: Die Fallstudien Braunschweig, Hannover,
Nürnberg, München
Von Holger Floeting und Busso Grabow
Bd. 8/99. 241 S., Abb., Tab., Schutzgebühr DM 45,–
ISBN 3-88118-293-4

Arbeitshilfen
__Expl. Bauleitplanung und Flächenmanagement 

bei Eingriffen in Natur und Landschaft
Von Arno Bunzel
1999. 209 S., mit Tipps, Beispielen und
Hinweisen zu Urteilen sowie Literatur
Schutzgebühr DM 55,– 
ISBN 3-88118-279-9

Umweltberatung für Kommunen
__Expl. Energie-Tische zur Gebäudesanierung

Erfolg durch Zusammenarbeit 
Von Annett Fischer und Dagmar Hänisch 
2000. 160 S., Abb., Tab., Übersichten,
Schutzgebühr DM 35,–
ISBN 3-88118-294-2

__Expl. Kosten senken durch Energieeinsparung
Fachkongress-Dokumentation
Hrsg. von Annett Fischer 
1999. 178 S., Schutzgebühr DM 40,–
ISBN 3-88118-297-7

___Expl. Kommunale Umweltberichte
Hrsg. vom Deutschen Institut für Urbanistik
(Projektleitung Cornelia Rösler) 
1999. 876 S., inkl. CD-ROM, Schutzgebühr DM 78,–
(DM 58,– NBL)
ISBN 3-88118-283-7

Aktuelle Information

__Expl. Kulturpolitik in der aktiven Bürgergesellschaft
Eine neue Wende in der Kulturpolitik?
Von Albrecht Göschel
2000. Schutzgebühr DM 10,–

Zeitschriften
__Expl. Informationen zur modernen Stadtgeschichte
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